
Nr. 2 | März 2020 | 36. Jahrgang | E 5529

Stimme des Mittelstandes in Baden-Württemberg

Schwerpunkt 
Betriebliche Altersvorsorge
» Seite 4

Aus den Kreisen & Bezirken 
Aktuelle Berichte aus  
Baden-Württemberg
» Seite 6

www.mit-bw.de
MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION 
BADEN-WÜRTTEMBERG

Das 
offizielle 

Magazin der 

MIT BW



2

Inhalt

  

MIT Land
Auch die Landwirte leiden  
unter ausufernder Bürokratie
» Seite 21

Wirtschaft 
„Viel Schlüsseltechnolgie  
ist schon weg“
» Seite 42

Europapolitik
We will miss them
» Seite 36

Landespolitik
Wir brauchen ein Ministerium für 
Digitalisierung und Innovation!
» Seite 30

Schwingungstechnik - Eine gute Verbindung
Primär- & Sekundärfedersysteme und Gummi-Metall-Elemente

zur Schwingungs- und Schallreduzierung

Liechtersmatten 5 · D -77815 Bühl · Tel. +49 72 23 804-0 · www.gmt-gmbh.de
DEUTSCHLAND · CHINA · ENGLAND · FRANKREICH · INDIEN · IRLAND · MALAYSIA · SCHWEIZ · USA  

Anzeige_MIT_119x92.indd   1Anzeige_MIT_119x92.indd   1 18.01.2016   15:48:0218.01.2016   15:48:02

Vorwort

Schwerpunkt
	 4	 3-Säulen-Modell zur betrieblichen  

Altersvorsorge 
	 5	 „Die betriebliche Altersvorsorge 

muss attraktiv gestaltet sein!“

Aus den Kreisen & Bezirken
	 6	 Aktuelle Berichte aus 

Baden-Württemberg
	  

MIT Land
	18	 „Ich bin neu in der MIT, weil …
	19	 „Gemeinsam unsere Umwelt 

schützen in Baden-Württemberg“
	20	 LBV-Vorstand diskutiert nationale 

Nutztierstrategie
	21	 Auch die Landwirte leiden  

unter ausufernder Bürokratie
	23	 Ist das die Möglichkeit einer neuen 

Geburtsstunde für die CDU?
	25	 Frei Reisen und frei Arbeiten in 

Europa - das war einmal?

MIT Bund
	27	 Beschluss des MIT-Bundesvorstands 
	28	 Brehm: „Aktiensteuer ist öko-

nomischer Unsinn“

Landespolitik
	29	 Bundestag beschließt Ver-

längerung und Verschärfung der 
Mietpreisbremse

	30	 Wir brauchen ein Ministerium für 
Digitalisierung und Innovation!

	31	 Ergebnisse der CDU-Klausur
	33	 Die arbeitende Mitte verdient eine 

echte Steuerentlastung
	34	 Starker Ländlicher Raum
	35	 Digitalisierung in der Landwirt-

schaft – bislang noch unterschätzte 
Möglichkeiten

Europapolitik
	36	 We will miss them

Gesetzesnews
	37	 Übertragung von Unter-

nehmen – Vermeidung von 
Datenschutzverstößen!

Wirtschaft
	38	 Diskussion über Grundsteuer
	40	 Land schafft Verbindung 
	42	 „Viel Schlüsseltechnolgie ist schon 

weg“
	45	 Europa braucht Daten- und 

KI-Strategie
	46	 Batteriezellen flexibel produzieren

49		 Inserentenverzeichnis / Marktplatz
	50	 MIT vor Ort / Impressum
51 	 Mitglied werden



3

es gibt auch mal Gutes zu berichten, 
was speziell die Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion betrifft, nicht nur, dass wir 
den Namen geändert haben, sondern 
dass es der MIT gelungen ist, wieder 12 
Berufe der Meisterpflicht zuzuführen.
Leider ist fast zeitgleich die Einführung 
der Bonpflicht zum Gesetz geworden, 
worüber speziell unser Klientel (Einzel-
handel/Gastronomie) stöhnt. Auch 
deshalb, weil viele in den vergangenen  
zwei oder drei Jahren eine neue Kasse 
angeschafft haben, die nun nicht mehr 
benutzt werden kann. Die Müllberge 
der Kassenzettel sind im Greta-Zeitalter 
nicht mehr zu vertreten.
Außerdem gibt es ein Gefühl von Neid 
und Missgunst aus der Politik in die Wirt-
schaft hin zum kleinsten Selbständigen, 
der immer im Fokus des Finanzamtes 
steht und am einfachsten kontrollierbar 
ist und sich ständig eine neue, unsinnige 
Bürokratie aufbürden lassen muss.
Die überbordene Bürokratie sorgt auch 
bei den Ärzten immer mehr für Verdruss. 
Wenn inzwischen mehr Zeit am Schreib-
tisch als am Krankenbett verbracht wer-
den muss, hat das mit der Entscheidung 
für ihren Beruf bzw. Tätigkeit zur Hilfe 
der kranken Menschen in Deutschland 
nicht mehr viel zu tun und kann außer-
dem manches übersehen werden, weil 
die Zeit fehlt, sich dem Wesentlichen 
zuzuwenden. Wie in den Nachrichten 
zu hören war, überlegen bereits  immer 
mehr Ärzte/-innen, in andere Bereiche 
zu wechseln oder gar ins Ausland abzu-
wandern - und das bei einem massiven 
Ärztemangel in unserem Land.
Spätestens jetzt sollte die Reißleine ge-
zogen werden - und nicht nur, um über 
eine Entlastung der bürokratischen 

Hürden nachzudenken, sondern anzu-
wenden, was im Zeitalter der Digitalisie-
rung nicht so schwierig sein kann.
Auch bin ich der Meinung, dass sich 
hier die ärztliche Vereinigung sowie die 
Krankenhausgesellschaften einklinken 
sollten, um den Ärzten beizustehen. Es 
ist meiner Meinung nach sowieso eine 
Überlegung wert, ob im Zeitalter des 
Computers eine kassenärztliche Ver-
einigung seine Daseinsberechtigung 
hat, und ob es nicht besser wäre, wenn 
jeder Patient am Ende der Periode seine 
Rechnung in die Hand bekäme, dann zu 
überprüfen  und anschließend seiner Ver
sicherung zuzusenden wie bei einem pri-
vaten Patienten auch. Denn es ist nicht 
nachvollziehbar, was meine Versorgung 
im Falle einer Krankheit kostet - und si-
cher nicht uninteressant.   
Das 2. Kapitel ist der Greta-Hype:
Dass was getan werden muss, steht außer 
Frage, nur wie und mit welchen Mitteln 
ist hier die Frage. 
Wir sind noch lange nicht am Ende mit den 
Forschungen und vielfältigen Möglich-
keiten, um unsere Klimaverschmutzung 
wieder in den Griff zu bekommen. Mit 
dem Verbot der Kohle ist es allerdings 
nicht getan. Auch die Batterieautos sind 
nicht für das Klima die letzte Lösung, vor 
allem, wenn es um die Entsorgung und 
die Gewinnung des Lithiums geht. 
Das, was derzeit passiert, ist brand-
gefährlich für die Arbeitsplätze, spe-
ziell in der Autoindustrie und deren Zu-
lieferer. Wer beschäftigt diese Leute 
in der Zukunft, wenn es nicht mehr die 
Automobilindustrie sein kann? Wissen 
wir eigentlich noch, woher wir und unser 
Wohlstand kommen? Vor allem: wo wol-
len wir hin? Es ist noch nichts in trocke-

nen Tüchern, und das Klima ist sicher 
noch lange keine Gefahr für das Leben 
auf unserem Planeten. 
Unsere Forschung und die vielen 
Möglichkeiten sind auf gutem Wege, und 
ich bin sicher, es wird sich mit den Jahren 
noch viel verändern. Aber wie heißt es so 
schön: „Gut Ding braucht Zeit.“ Die soll-
ten wir aufbringen. 
Schaut doch einfach mal zurück, was in 
den 70 Jahren nach dem Krieg in Deutsch-
land auf die Beine gestellt wurde. Oder 
fragt doch einfach mal Eure Oma (die 
Umweltsau), die Euch anscheinend so ein 
Land hinterlassen hat.
Hier sind die Grenzen des Anstands bei 
Weitem überschritten, und ich frage 
mich, warum ist ein Intendant, der so 
etwas zulässt und auch noch in die 
Öffentlichkeit bringt, noch im Amt.
Spätestens jetzt sollte über die Ge-
bührenordnung des öffentlich-rechtli-
chen Fernsehens nachgedacht werden 
und zumindest  für ein paar Monate die 
Bezahlung ausgesetzt.
Denn denkt dran:             
Auch Ihr werdet mal eine Oma sein.

Margarete Reiser
Stellvertretende Landesvorsitzende

Margarete Reiser

Vorwort

Liebe MITlerinnen, liebe MITler,
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Positionspapier 

3-Säulen-Modell zur betrieblichen  
Altersvorsorge 

Von Politikern aller Parteien, insbe
sondere auch von der CDU wird das  
3-Säulen-Modell 
1. Gesetzliche Rente 
2. Betriebliche Altersvorsorge
3. Private Vorsorge
für die Rente auch für die Zukunft favorisiert. 
Zuletzt auf dem CDU-Parteitag in Leipzig 
2019. U.a. heißt es da unter dem Stichwort 
- Private Altersvorsorge - und damit ist auch 
die BAV gemeint: 
-	 „Die CDU will die private Altersvorsorge 

stärken und notfalls langfristig zur Pflicht 
machen. Legt die Zahl der Verträge nicht 
um 30 Prozent innerhalb von drei Jah-
ren zu, soll das Produktportfolio um ein 
staatlich organisiertes Standardvorsorge-
produkt erweitert werden. Gleichzeitig 
soll geprüft werden, ob dieses Produkt 
dann verpflichtend für alle wird.“

	 Ein wichtiges Standbein für das 3-Säulen-
Modell zur Altersvorsorge könnte die 
BAV auch sein, wenn sie mehr genutzt 
werden würde. 

-	 In Zeiten eines Facharbeitermangels 
könnte die BAV zudem ein gutes Werbe-
argument für neue Mitarbeiter sein. 
Dies betrifft damit direkt auch uns als 
mittelständische Unternehmer und 
unsere Mitarbeiter. 

Grund für die zögerliche Nutzung der BAV: 
Die nachträgliche Abführung von Sozialver-
sicherungsbeiträgen, bei Auszahlung der 

Versicherung. Dies führt zu einer erheb-
lichen Kürzung der Versicherungsleistung. 
2004 wurde die Beitragspflicht nachträg-
lich im Gesundheitsmodernisierungsgesetz 
rückwirkend auch für Altverträge von der 
SPD und den Grünen eingeführt. Damals 
hat der Gesetzgeber beschlossen, dass auf 
Betriebsrenten ab 2005 der volle Kranken-
kassenbeitrag anfällt. Sparer mit Verträgen, 
die sie vor 2005 geschlossen haben, be-
zahlen auf ihr umgewandeltes Gehalt bereits 
den Arbeitnehmeranteil an Sozialabgaben. 
Stichwort: Doppelverbeitragung.
Die nun vom Koalitionsausschuss be-
schlossene Einführung eines monatlichen 
Freibetrages in Höhe von 155,75 Euro greift 
zu kurz und ist nicht ausreichend, vor allem 
werden Altverträge, die vor 2004 abgaben-
frei abgeschlossen wurden, in keiner Weise 
berücksichtigt. Durch den Freibetrag wer-
den nur Betroffene mit kleinen Auszahlungs-
summen entlastet, außerdem  wird die un-
sinnige Regelung, dass nach Beendigung 
des Beschäftigungsverhältnisses der Arbeit-
geberanteil vom Arbeitnehmer gezahlt wer-
den soll, in keiner Weise korrigiert. 
Tatsache bleibt: Vor dem Hintergrund einer 
seit Jahren bestehenden Nullzinspolitik ist 
es kaum noch möglich, Erträge für in die 
BAV geflossenen Gelder zu erwirtschaften. 
Wenn dazu noch die Abführung von Sozial-
versicherungsbeiträgen  bei Auszahlung 
der Betriebsrenten hinzukommt,  kann von 

einer Rendite nicht mehr gesprochen wer-
den (auch bei Berücksichtigung eines Frei-
betrages von 155,75 Euro).
Diese Abgaben fallen auch dann an, wenn 
Rentner sich ihr Guthaben aus der Direktver-
sicherung auf einen Schlag auszahlen lassen. 
Die Abgaben werden dann über 10 Jahre 
gestreckt.
Mike Mohring (CDU) drückte es wie folgt aus:
„Können Sie nachvollziehen, dass sich 
Direktversicherte, die ihre Verträge vor 
2004 abgeschlossen haben, von der Politik 
betrogen fühlen?
Sie sind dem nachgekommen, was der Staat 
von ihnen verlangte: Sie haben über das Maß 
der staatlichen Rente hinaus Vorsorge ge-
troffen. Dass für diese Leistungen zusätzliche 
Beiträge abgeführt werden müssen, richtete 
sich unmittelbar gegen ihr Gerechtigkeits-
gefühl. Den Unmut darüber habe ich nicht nur 
bei zahlreichen Wahlkampfveranstaltungen 
gespürt, sondern ich kenne auch im priva-
ten Umfeld Menschen, die durch die Rege-
lung von 2004 schwer enttäuscht waren.“   
Unsere Forderung lautet:
Die 2004 nachträglich beschlossene 
Beitragspflicht im Gesundheitsmoder­
nisierungsgesetz, auch rückwirkend für Alt-
verträge, muss umgehend zurückgenommen 
und die ungerechtfertigt gezahlten Beitrags-
leistungen für Versicherungsverträge, die 
vor 2004 abgeschlossen wurden, müssen 
zurückerstattet werden. 
Nur dann wird die BAV wieder attraktiv und 
kann ein wichtiger Bestandteil des 3-Säulen-
Modells werden.
Zur Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit in 
der Politik gehört auch, dass sich der Bürger 
auf Gesetze verlassen kann und diese nicht 
rückwirkend zu Lasten des Bürgers ver-
ändert werden.
Mein Fazit: Wenn diese Verlässlichkeit nicht 
gegeben ist, können wir auch in Zukunft 
keine Wahlen gewinnen.

Hermann Manall,  

hermannmanall@gmail.com,  

www.mit-bw.de  

Schwerpunkt

Artur Farr GmbH + Co. KG
75210 Keltern, Lindenstr. 9
Tel.: 07236 / 93 91 0
www.farr-feinmechanik.de

Präzisionsdrehteile von Ø 0,10 bis 12,00 mm
für die Bereiche Schließtechnik, Elektroindustrie, 
Schreibgeräte, Schmuck, Apparate- & 
Fahrzeugbau, Medizintechnik u.a., Baugruppen
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Schwerpunkt

„Die betriebliche Altersvor-
sorge muss attraktiv gestaltet 
sein!“

Viele Ruheständler erlebten bei der 
ersten Auszahlung ihrer Betriebs-
rente eine böse Überraschung, weil 
der doppelte Krankenkassenbeitrag 
abgezogen wurde. Im Südwesten gibt 
es zu fast 50 Prozent Betriebsrentner. 
Carsten Linnemann hat das Thema zur 
Sprache gebracht und gesagt, dass es 
nicht mehr nur um die betroffenen 
Rentner gehe, sondern um die Zu-
kunft der betrieblichen Altersvorsorge 
insgesamt. Nun möchte der Gesund-
heitsminister Betriebsrentner von Bei-
trägen entlasten.
Was halten Sie von dem Vorstoß für 
Verbesserungen für Betriebsrentner 
von Jens Spahn?

Wie schon in meinem Positionspapier 
erwähnt, greift die nun vom Koalitions-
ausschuss beschlossene Einführung 
eines monatlichen Freibetrages in Höhe 
von 155,75 Euro zu kurz und ist nicht 
ausreichend. Vor allem werden Altver-
träge, die vor 2004 abgabenfrei ab-
geschlossen wurden, in keiner Weise 
berücksichtigt. Durch den Freibetrag 
werden nur Betroffene mit kleinen Aus-
zahlungssummen entlastet, außerdem 
wird die unsinnige Regelung, dass nach 
Beendigung des Beschäftigungsver-
hältnisses der Arbeitgeberanteil vom 

Arbeitnehmer gezahlt werden soll, in kei-
ner Weise korrigiert.

Welche Altersvorsorgelösung setzt sich in 
Deutschland durch?

Nach meiner Auffassung kann nur das 
3-Säulen-Modell die Zukunft der Alters-
vorsorgelösung erbringen. Dazu gehört 
jedoch, dass die BAV für den Bürger 
attraktiv gestaltet wird und einen zu-
sätzlichen, realen Ertrag für die Alters-
vorsorge erbringt. Die Belastung der 
Auszahlungen mit Sozialversicherungs-
beiträgen hat gänzlich zu unterbleiben!

Was halten Sie von der Idee nach schwedi-
schem Vorbild, auch in Deutschland einen 
Staatsfonds zu schaffen und jeder Arbeit-
nehmer, der nicht explizit widerspricht, 
zahlt einen Teil seines Lohns darin ein?

Vorweg erst einmal die Feststellung, 
die private Altersvorsorge ist bei uns in 
Deutschland zu kompliziert. Ein normaler 
Arbeitnehmer kann dies längst nicht mehr 
durchschauen. (Riester, Rürup und BAV 
mit verschiedenen Möglichkeiten, Anträge 
stellen usw.). Das ganze System muss (für 
den Arbeitnehmer) vereinfacht werden.
Die Altersvorsorge in Schweden ist ähn-
lich aufgebaut wie bei uns in Deutsch-

land, dort fließen die Beiträge in eine 
umlagefinanzierte staatliche Rente. In 
Deutschland können bis zu 4 Prozent des 
Gehalts zusätzlich in eine Riester-Rente 
gehen, in Schweden sind es 2,5 Prozent 
– allerdings ist dies in Schweden ver-
pflichtend. Zwar gibt es auch in Schwe-
den verschiedene private Angebote, 
wer keines davon annimmt, dessen Geld 
fließt automatisch in einen Staatsfonds.
Ich würde eine solche Regelung be-
fürworten, allerdings sehe ich hier große 
Probleme bei der Umsetzung, eine ver-
pflichtende Abgabe, die in einen Staats-
fonds geht, ist bei uns nicht denkbar 
(Prinzip Freiwilligkeit).

Vielen Dank für das Gespräch.
 

Redaktion Wifo,  

diehr@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  

Hermann Manall, MIT-Landesvorstandsmitglied
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MIT Ravensburg

Podiumsdiskussion der MIT Ravensburg

Unternehmensnachfolge im Mittelstand

Über 700.000 mittelständische Unter-
nehmen suchen in den nächsten 10 
Jahren einen Nachfolger

Die Kunst des Loslassens und die Suche 
nach dem passenden Nachfolger ist für 
jeden Unternehmer eine große Heraus-
forderung. Einerseits gibt es immer 
weniger potenzielle Übernehmer, 
andererseits eröffnen sich vielfältige 
Optionen und Möglichkeiten, die Exis-
tenz eines Unternehmens langfristig 
und nachhaltig zu sichern. Übergeber 
und Nachfolger stehen meist zum ers-
ten Mal vor dieser unternehmerischen 
und persönlichen Herausforderung – 
vieles kann falsch gemacht werden. Die 
MIT Ravensburg in Kooperation mit 
der WiR Wirtschafts- und Innovations-
förderungsgesellschaft Landkreis Ra
vensburg mbH stellten sich dieser Auf-
gabe und haben im kup. Ravensburg 
eine Podiumsdiskussion veranstaltet.
Auf dem Podium standen:
Stefanie Reich (TOX Pressotechnik 
Holding GmbH, Weingarten), Anne 
Schmieder (Schmieder GmbH, Fronreute- 
Staig), Alexander Nohynek (Maschinpex  
Maschinenbau GmbH, Wangen) und 
Dr. Sebastian Zieger (E. P. Elektro-
Projekt GmbH & Co. KG, Weingarten). 
MIT-Kreisvorsitzender Christian Ban-
gert begrüßte die rund 70 Interessen-

ten, stellte die Aufgaben der MIT vor 
und erklärte die Verknüpfung zwischen 
unternehmerischem Denken und Poli-
tik. Der Hausherr, Hans-Joachim Hölz 
(Geschäftsführer WiR), berichtete über 
Unterstützung von kleinen und mittle-
ren Unternehmen, unabhängig von der 
Branche. Die Bandbreite reicht von rein 
technischen Ansätzen bis hin zu orga-
nisatorischen oder betriebswirtschaft-
lichen Fragestellungen. Auch berichtete 
Hölz, dass von allen Unternehmen, die 

zur Übergabe in den nächsten 10 Jahren 
anstehen, rund 300.000 ohne Nachfolger 
sind. 
In seinem Impulsvortrag „Unternehmens-
nachfolge aus Sicht des Nachfolgers“ er-
klärte Markus Klink, kaufm. Unternehmens-
berater aus Ravensburg, die am häufigsten 
gemachten Fehler. Firmenwerte feststellen, 
Verhandlungen führen, Finanzierung prü-
fen und Verträge abschließen sind das eine. 
Das andere sind die Angaben und Mitarbeit 
des Übergebers, welche zum Teil geschönt 

Markus Klink bei seinem Impulsvortag

Aus den Kreisen & Bezirken
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sind und nur zögerlich herausgegeben 
werden. Oft sind Bilanzen nicht auf dem 
neuesten Stand, ebenso die Fibu und die 
Inventarliste.
Moderator Tobias Baunach von Regio 
TV „Bauen und Wohnen“ übernahm, wie 
schon so oft bei der MIT, die Modera-
tion und entlockte sehr professionell 
erwartete, aber auch unerwartete Infor-
mationen von den Podiumsgästen. Diese 
präsentierten einen Mix aus Übernehmer 
und Übergeber. 
In Stichworten zusammengefasst konn-
ten die Unternehmerinnen und Unter-
nehmer auf dem Podium folgende Infor-
mationen aus der eigenen Erfahrung an 
die Zuhörer (sehr oft im Duo von „Alt“ 
und „Jung“) mit auf den Weg geben.

•	 Beide Seiten müssen sich wohl-
fühlen, es dürfen auch mal die Fet-
zen fliegen – aber nur um die Sache, 
niemals um die Person.

•	 Konstruktiv, nicht persönlich.
•	 Abends nicht mehr über das Ge-

schäft reden.
•	 Es muss reifen, es muss sich 

entwickeln.

•	 Mutter-Kind-Beziehung gut – ge-
schäftlich teils schwierig, tut weh.

•	 Sich mit Zahlen beschäftigen, man 
muss seine Zahlen kennen.

•	 Aus dem Bauch heraus entscheiden, 
der Junge will alles nachvollziehen, 
googlen und schafft es nicht. In 25 

Jahren macht er es genauso.
•	 Perfekte Qualität als wichtigster 

Punkt, dem muss sich alles unter-
ordnen, sonst verdient man kein Geld. 

•	 Eigene Persönlichkeit ist gut.
•	 Schrittweise einarbeiten.
•	 Probleme wiederholen sich.

Aus den Kreisen & Bezirken

(Von links) Dr. Sebastian Zieger, Alexander Nohynek, Anne Schmieder, Christian Bangert, Stefanie Recih, 
Hans-Joachim Hölz, Markus Klink, Tobias Baunach.
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•	 Büro tauschen als äußeres Zeichen, 
damit es jeder weiß.

•	 Man muss so viel Schulden auf-
nehmen, dass man arbeitet, es schärft 
den Blick.

•	 Du musst mich nehmen, wie ich bin – 
du hast keine andere Wahl.

•	 Von der Pike auf lernen.
•	 Lernen durch Fragen stellen.
•	 Vertrauen ins Unternehmen, 

Vertrauen in mich – ich bin das 
Unternehmen.

•	 Einfacher vorgestellt, es wird mehr 
anstatt weniger.

•	 Spielregeln zwischen den 
Generationen

•	 Rituale sind wichtig, z.B. einmal pro 
Woche zum gemeinsamen Mittag-
essen gehen 

•	 Wesentliche Entscheidungen ge-
meinsam treffen

•	 Innere Reflektion – Sparringspartner
•	 Nicht so viel erwarten, selbst machen 

lassen, Fehler zulassen
•	 Reflektieren, ganz wichtig
•	 Das große Ganze sehen
•	 Vertrauen in die Familie haben
•	 Familie ist wichtiger
•	 Kein Familienkrach, das ist keine 

Firma wert

Die Teilnehmer erlebten lustige Anek-
doten aus dem Fundus der Erfahrungen 
einzelner Übergaben und Übernahmen. 
Im Anschluss wurden alle Zuhörer-
fragen beantwortet und konnten beim 
gemeinsamen Abendessen noch vertieft 
werden. Christian Bangert bedankte sich 
beim Hausherr und allen Akteuren mit 
edler Schokolade als Nervenmittel, wenn 
es mal wieder hitzig werden sollte oder 
auch zum Genuss.

Christian Bangert, 

christian.bangert@mit-ravensburg.de,  

www.mit-rv.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Vertiefung der Informationen beim leiblichen Wohl
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Wir  Lebensmittel -  
Betriebsbesichtigung bei EDEKA

Seit der Übernahme von Spar und Netto 
im Jahre 2006 ist Edeka der größte deut-
sche Lebensmitteleinzelhändler. Als Nah-
versorger ist Edeka unverzichtbarer Part-
ner bei der Versorgung der Bevölkerung 
mit Gütern des täglichen Bedarfs, vor 
allem von Lebensmitteln.
Die EDEKA Handelsgesellschaft Südwest 
GmbH ist mit fünf Logistikzentren, sechs 
Produktionsbetrieben und weit über 
1.000 Märkten die zweitgrößte Regional-
gesellschaft unter dem EDEKA-Dach. 
Ca. 44.000 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in den verschiedenen Bereichen 
des Unternehmens tragen zum reibungs-
losen Betriebsablauf bei.
Das größte Logistikzentrum befindet 
sich unweit von Mannheim, nämlich in 
Heddesheim. Die MIT Mannheim schau- Interessante Informationen für die MIT Mannheim über den Standort Heddesheim

Aus den Kreisen & Bezirken

·  Elektrisch höhenverstellbarer
  Sitz- Stehschreibtisch

·  Schnelle Hubgeschwindigkeit
·  Verschiedenen Farben 
  verfügbar

·  FSC®-Zertifizierung

·  Display und Memoryschalter

·  Einklemmschutz

·  Mehr Tische auf Anfrage

Sonderaktion!

Höhenverstellbarer Schreibtisch, 160x 80 cm
inklusive Lieferung & Montage*

798,-inkl. MwSt.

Rufen Sie uns an oder besuchen Sie uns im Internet 

0711 / 80 91 20 - 199
info@ueberschaer.de
www.ueberschaer.de

* Sonderaktion nur für MIT- 
Mitglieder. Die Aktion ist gültig 
bis 31.12.2020. 
Inklusive Lieferung & Montage 
innerhalb Baden-Württemberg.
Code MIT-2020 angeben

32% Ersparnis
UVP 1.165,– €
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te bei einer ausführlichen Betriebsbe-
sichtigung hinter die Kulissen des Stand-
ortes, aber auch des gesamten Edeka 
Südwest Verbundes.
Nach einem Einführungsvortrag mit 
Blick auf die über 100-jährige Be-
triebsgeschichte ging es in die Herz-
stücke der Betriebsstätte, in die Lager-
hallen. Die riesig dimensionierten, 
teils sehr gut gekühlten Lagerhallen 
erfüllte quirlige Betriebsamkeit. Zahl-
reiche Stapler, Reinigungsmaschinen, 
Niederhub-Kommissionierfahrzeuge 
jagten in eiliger Geschäftigkeit durch 
die Gänge, und es mutet dem Außen-
stehenden als Wunder an, dass es zu 
keinem Unfall kam. Aber die Eile hatte 
einen Grund: Zahlreiche LKWs war-
teten darauf, beladen zu werden, um 

die Ware pünktlich in den Märkten 
anzuliefern.
Am Ende des Rundgangs zeigten sich 
die Besucher beeindruckt von den 
reibungslos funktionierenden Betriebs-
abläufen und erhielten Kostproben aus 
einem regionalen Produktionsbetrieb 
des Hauses. Was es war, wird nicht ver-
raten. Aber hier ein Tipp: Das Produkt 
kam aus dem Ortenauer Weinkeller…

Alexander Fleck,  

alexander.fleck@t-online.de, 

 www.mit-mannheim.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Großes Interesse an der Betriebsbesichtigung

Imposante Lagerlogistik beeindruckte die Gäste

Neue Wege mit Luft 
Lufttechnische Komponenten Lufttechnische Anlagen 

Hohe Luftqualität und angenehme Tempe-
raturen steigern das Wohlbefinden und die 
Leistungsfähigkeit. Dafür stehen unsere 
hochwertigen Luftdurchlässe, Kühldecken 
und das System der Betonkerntemperierung, 
die eine optimale und zugfreie Raumluft-
strömung gewährleisten. 

In enger Zusammenarbeit mit Bauherren, 
Ingenieurbüros und Architekten entwickeln 
wir maßgeschneiderte luft- und klimatechni-
sche Anlagen aller Art – bedarfsgerecht 
und ressourcenschonend. 

Lassen Sie sich kompetent beraten! 

Mehr Informationen finden Sie auf unserer Website: www.kieferklima.de 
Kiefer GmbH Luft- und Klimatechnik • Heilbronner Straße 380-396 • 70469 Stuttgart                               

Telefon +49 (0) 711 81 09-0 • Fax:+49 (0) 711 8109-205 • E-Mail: info@kieferklima.de 
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MIT Pforzheim

Sparkassenpräsident kritisiert EZB-Niedrig-
zinspolitik auf Neujahrsempfang

Die CDU Enzkreis/Pforzheim und die MIT 
Enzkreis-Pforzheim luden den Präsidenten 
des Sparkassenverbandes Baden-Würt-
temberg als Hauptredner zu ihrem Neu-
jahrsempfang ein. 
Der Raum 2.01 im W2-Gebäude der Fakul-
tät für Wirtschaft in der Hochschule Pforz-
heim hat den Spitznamen „Aquarium“, wie 
CDU-Kreisvorsitzender Gunther Krich-
baum in seiner Begrüßung erwähnte. Rund 
150 Besucher folgten der Einladung von 
CDU und MIT.
„Wir reden heutzutage viel von der Umver-
teilung“, so Krichbaum, „aber das ist der 
zweite Schritt vor dem ersten“. Alles müsse 
erwirtschaftet werden und die deutsche 
Volkswirtschaft sei im Hinblick auf die 
Amerikaner und Chinesen auf ein System 
der offenen Märkte angewiesen. Es gehe 
hierbei um einen Kampf der Systeme und 
einen Kampf der Daten. Ein „Megathema“ 
sei es, Europa hier im Spiel zu halten.
Ein weiteres wichtiges Thema sei der Klima-
wandel. Richtig sei es, dass Deutschland 
und Europa beim Klimaschutz vorangingen. 
Es werde jedoch übersehen, dass bereits in 

den letzten Jahren sehr viel erreicht worden 
sei. Er glaube, dass es gerade an der Union 
läge, dies stärker in den Vordergrund zu 
bringen. Ein Beispiel führte Krichbaum mit 
dem Blick auf die Buschbrände in Austra-
lien an: „Es geht um intelligente Systeme, 

wenn man weiß, dass durch Waldbrände 
mehr CO2 entsteht als durch Autos, Schiffe 
und LKW.“ Durch solche Systeme könnte 
moderne Satellitentechnologie entstehen, 
die solche Waldbrände bereits sehr früh-
zeitig erkennen würden. Beim Blick auf 

Aus den Kreisen & Bezirken

(Von links) Gunther Krichbaum MdB, Oana Krichbaum, Peter Schneider, Claudia Birkle, Dr. Jochen Birkle
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die Mobilität der Zukunft wünscht sich 
Krichbaum Anreize, nicht nur auf die reine 
Elektromobilität zu setzen, sondern auch 
auf synthetische Kraftstoffe und Wasser-
stofftechnologie. „Unsere enorme Posi-
tion heißt für uns Verantwortung.“
40 Minuten sprach Peter Schneider und 
bot einen interessanten Blick in die Wirt-
schaft, und hier vor allem aus der Pers-
pektive der vornehmlich regional tätigen 
Sparkassen.
„Wenn ich in den Hörsaal schaue“, so 
Schneider, „dann habe ich den Eindruck, 
Sie sind alle zufrieden.“ Man habe einen 
hohen Grad an Zufriedenheit, so auch 
die Einschätzung, wenn man die Men-
schen frage. Dennoch lebe man in außer-
gewöhnlichen Zeiten, wenn man vor 
allem die Finanzwelt betrachte. „Gibt 
es jetzt Goldene Zwanziger oder Wilde 
Zwanziger?“
Als Hauptfinanzierer im Land, ins-
besondere bei kleineren Unternehmen 
und im Mittelstand, stehe die enor-
me Position der Sparkassengruppe mit 
ihren 51 Instituten im Land vor allem 
zu ihrer Verantwortung. Die Spar-

kassen und die Genossenschaftsbanken 
seien es gewesen, die in der Finanz-
krise „hingestanden“ seien und Unter-
nehmenskredite vergeben hätten, wäh-
rend die meisten Großbanken in dieser 
Zeit ihre Kreditvergaben dramatisch 
zurückfuhren.
Heute trete die Wirtschaft auf der Stelle, 
auch ausgelöst durch die sehr lange Phase 
der Niedrig- und gar Negativzinsen. Wäh-
rend die Bau- und die Konsumwirtschaft 
boomten, beobachte man in der Industrie 
eine regelrechte Rezession. In Umfragen 
schätzten Unternehmen die Situation 
schlechter ein, dennoch gebe es Rekord-
zahlen bei der Kreditvergabe. Die sorgen-
freien Wachstumsjahre, so Schneider, 
seien jedoch vorbei und man steure auf 
konjunkturell „raue Zeiten“ zu.
Heute sei die Sparkassengruppe der 
„Wirtschaftsfinanzierer Nr. 1“ im Land. 
Eine Führungsarbeit, die man jedoch gar 
nicht so unbedingt wünsche, wenn man 
dabei betrachtet, dass weiterhin viele an-
dere Banken weiterhin zurückhaltend bei 
ihrer Kreditvergabepolitik seien. Auch 
hier sei die Niedrigzinspolitik der Europäi-
schen Zentralbank ein zentrales Problem, 
dass europäische Banken zunehmend den 
internationalen Anschluss verloren haben, 
amerikanische Banken eine „absolute Do-
minanz“ erreichten und chinesische Ban-
ken aufholten. „Deutschland ist fraglos 
eine erfolgreiche Wirtschaftsnation, aber 
ohne eine bedeutende Finanzwelt“, so 
Schneider.
Noch schwerer wiege, dass „Sand im Ge-
triebe“ sei. „Über die Hälfte der Themen 
sind Aufsichtsthemen“, so Schneider. Es 
herrsche eine regelrechte „Absicherungs-

mentalität“. „Wenn ich heute sage, ich 
habe Risikobereitschaft“, so Schneider, 
„dann bin ich schon fast unter Staatsauf-
sicht“. Deshalb empfehle er auch Vorsicht 
bei der Frage, Nachhaltigkeit fest in die 
Kreditvergabe zu verwurzeln. „Mittler-
weile habe ich in diesen Gremien keine 
Unternehmer mehr, weil diese sagen ‚Ich 
höre mir diesen Blödsinn nicht mehr an‘ 
– Ich komme hier rein und brauche das 
Sitzungsgeld nicht, die Regulierer leben 
davon“, so Schneider.
Die Niedrigzinspolitik, die auch innerhalb 
der EZB inzwischen immer mehr infrage 
gestellt würde, wirke sich auch immer 
mehr auf die Altersvorsorge von Sparern 
aus. Ein Berufstätiger, der in seinen 35 
Berufsjahren monatlich 100 Euro zurück-
lege und die Sparsumme mit durchschnitt-
lichen 4 % verzinst würde, hätte am Ende 
92.000 Euro. „Bei 0,5 % kommt er mit 
46.000 Euro heraus“, so Schneider.
Um derzeit Renditen zu erwirtschaften, 
müssten Sparer deutlich höhere Risiken 
eingehen und bei Anlagesummen von 
unter 50.000 würden allein die Depot-
kosten einen beträchtlichen Teil der so 
erwirtschafteten Rendite auffressen. 
Schneider: „Die meisten können sich doch 
Aktiensparen gar nicht leisten!“
„Europa ist eine grandiose Idee und 
wichtig für uns“, so Schneider „Wenn 
wir jedoch so weitermachen, stärken wir 
antieuropäische Kräfte. Wir müssen eine 
Antwort finden, wie wir eine Mehrheit 
überzeugen können.“ 

Besim Karadeniz,  

redaktion@pf-bits.de, 

www.mit-pforzheim.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Volles Haus beim Neujahrsempfang 2020 von MIT und CDU Pforzheim-Enzkreis in der Hochschule Pforzheim
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Seit 70 Jahren verlassen Falzmaschinen in 
Spitzenqualität unser Hause GUK in Wellendin-
gen. Wir sind spezialisiert auf Anlagen für 
Kleinfalzungen, die jeder als Packungsbeilage 
kennt. Über Jahrzehnte wurde die Leistung und 
Einfachheit dieser Anlagen optimiert. Und nach 
wie vor konzentrieren wir uns mit Leidenschaft 
auf den Kunden und seine Bedürfnisse. Erleben 
Sie die Kunst des Falzens bei GUK.

www.guk-falzmaschinen.com

Papierkünstler.
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MIT Heidenheim

MIT Heiden-
heim fordert   
5G für jedes 
Dorf

Die zentrale Forderung des MIT-Kreisver-
bands Heidenheim ist: Internet mit 5G in 
alle Landesteile und für jedes Dorf. Für 
einen ländlichen Kreis besonders wichtig 
ist die Anbindung ans schnelle Internet. 
„Heute können Sie weder einen Bauern-
hof noch einen Handwerksbetrieb oder 
ein mittelständisches Unternehmen ohne 
Internet führen“, so MIT-Kreisvorsitzender 
Michael Kolb. Dies schätzt die MIT Heiden-
heim für noch wichtiger ein als die sonstige 
Infrastruktur-Anbindung: „Wenn die Straße 
alt ist und ein paar Schlaglöcher hat, können 
Sie sie trotzdem noch für eine Weile nutzen 
– aber ohne gutes Internet geht gar nichts.“
Die MIT Heidenheim hält dies auch für 
umsetzbar. „Vor 60 Jahren haben wir 

jedes Dorf und jeden Aussiedlerhof ans 
Telefonnetz angeschlossen. Sicherlich 
war auch damals die Frage, was das kos-
tet. Doch es war klar, dass es kommen 
muss, und es hat sich gelohnt.“
Zum Jahreswechsel fand in Heidenheim 
die Mitgliederversammlung statt. Vor-
sitzender des Kreisverbands ist wie bis-
her Michael Kolb, stellvertretender Vor-
sitzender Oliver Briel. 
Zum Kassier wurde neu gewählt Matthias 
Weber, als Medienreferent Christian Ang-
hel. Beisitzerinnen und Beisitzer sind Petra 

Bengelmann, Hermann-Josef Boch, Bernd 
Hieber, Klaus Schleweit und Petra Zein. 
Vorstand und Mitglieder decken die ganze 
Breite des Landkreises ab, von Gussenstadt 
im Westen bis Trugenhofen im Osten, von 
Zang im Norden bis zum Alb-Donau-Kreis. 
Im letzten Jahr kamen neue Mitglieder 
hinzu, sodass der Kreisverband in der Zahl 
der Mitglieder weiter zulegen konnte.

Michael Kolb,  

kolbmichael@gmx.net,  

www.mit-bw.de  

Der Vorstand der MIT Heidenheim

Aus den Kreisen & Bezirken

Frauen im Mittelstand 
Freitag 24.04.2020, Altes Rathaus in Eltingen,
Beginn 19.15 Uhr, Einlass 19.00 Uhr 
Carl-Schmincke-Str. 37 (Eingang Kirchplatz), 71229 Leonberg

FRAUEN UNION
KREISVERBAND BÖBLINGEN
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Sabine Kurtz MdL
Stellv. Präsidentin des Landtags von Baden-Württemberg

Ruth Baumann
Präsidentin des Landesverbands der Unternehmerfrauen im Handwerk

Marion Oker 
Leitende Geschäftsführerin IHK-Bezirkskammer Böblingen

Drei kompetente Frauen, die sich Tag für Tag aufs Neue beweisen 
müssen, werden sich zu diesem Thema äußern und umfassend dazu 
Stellung nehmen:

Sabine Kurtz MdL Ruth Baumann Marion Oker
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MIT Bodensee

Besuch bei 
AVIRA

Die MIT Bodensee hatte für den 13. Feb-
ruar zu einem Besuch des Unternehmens 
AVIRA eingeladen. AVIRA ist ein relativ 
junges Unternehmen, dessen Sitz in Tett-
nang kaum bekannt ist. Umso mehr jedoch 
ist der Name der Firma allen PC-Nutzern 
bekannt als Hersteller von Antiviren- oder 
allgemein Schutzsoftware.
Bei maximaler Besucherzahl erwartete 
alle eine bestens vorbereitete Firma. Über-
haupt macht das Unternehmen einen offe-
nen, betriebsamen und freundlichen Ein-
druck, so wie man dies z.B. von Google in 
San Francisco gehört hat. 
Gekommen waren nicht nur MITglieder 
der MIT Bodensee, Ravensburg und Sig-
maringen. Viele andere hatten über ver-
schiedenen Kanäle von diesem Event er-
fahren und wollten hören, was die AVIRA 
macht und wie sie intern arbeitet.
Bevor jedoch Alexander Vukcevic, Leiter 
Protection Labs bei AVIRA, seinen Fach-
vortrag begann, begrüßten Anne Claire 
Schroeder-Rose (Head of Legal bei AVIRA) 
und Dr. Hartmut Kräwinkel (Kreisvor-
sitzender der MIT Bodensee) das Publi-
kum, unter ihnen auch August Schuler 
MdL, Margarete Reiser (Vorstand MIT 
Bund) und Christian Bangert (Kreisvor-
sitzender MIT Ravensburg). Es verstand 
sich von selbst, dass Dr. Kräwinkel etwas 
Werbung für die MIT machte und ihr Profil 

und die Möglichkeiten der Mitarbeit und 
Wirkung in die Politik hinein hervorhob.
Danach flossen die fachlichen Informatio-
nen reichlich und überraschten das Publi-
kum. 1986 von Tjark Auerbach gegründet, 
hat das Unternehmen inzwischen etwas 
über 300 Mitarbeiter in Tettnang und fast 
500 insgesamt mit Vertretungen weltweit 
(Rumänien, USA, Japan, Singapur, China). 
Obwohl die Bevölkerung der Bundes-
republik altert, ist das Durchschnittsalter 
bei AVIRA bei 30 Jahren! Diese schützen 
mit ihrer Arbeit ca. 100 Millionen Nutzer 
in fast allen Ländern der Erde. 
Dann folgten technische Informationen: 
In 2019 untersuchte AVIRA 185 Millio-
nen unbekannte Dateien und entdeckte 
dabei 68 Millionen infizierte. Auch wurde 
aufgezeigt, wie einfach „schwache“ Pass-
wörter sich mit heutiger Technik ent-
schlüsseln lassen. Keiner im Publikum 
hatte sich vorgestellt, dass sich ein 6-stelli-
ges Passwort in weniger als 1 Sekunde 
knacken lässt. Außer dieser direkten Viren-
analyse, deren Ergebnisse dann in den 
Virenschutz und deren minütlichen Up-
dates einfließen, untersucht AVIRA auch 
die Adressen (sogenannte URLs), identi-
fiziert diejenigen, von denen Malware oder 
Phishing-Attacken stammen und baut 
einen Blockierschutz in die Software ein. 
Insbesondere wies Alexander Vukcevic 
darauf hin, wie wichtig es ist, die Verwund-
barkeit des eigenen PCs durch ständige 
Aktualisierung mit Updates so gering wie 
möglich zu halten und so erkannte Leaks 

Aus den Kreisen & Bezirken

(Von links) Anne Claire Schroeder-Rose, Philipp Gotterbarm, Alexander Vukcevic

Anleitungen der Auerbach-Stiftung

Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH

Telefon	 +49	72	23	/	98	36-0
Fax	 +49	72	23	/	98	36-90
E-Mail	 info@schwepa.com

Industriestraße	10
77833	Ottersweier

www.schwepa.com



15

als Einfallstor für Hacker auszuschließen.
Sehr interessant war die soziale Kompo-
nente, die das Unternehmen nach außen 
wahrnimmt. Tjark Auerbach hat die „Auer-
bach-Stiftung“ gegründet und will damit 
sowohl Kindern als auch ihren Eltern hel-
fen, den Umgang mit den neuen Medien 
zu strukturieren. Die Medienpakete der 
Auerbach-Stiftung sind für den Einsatz in 
der Kita, im Kindergarten und in der Schu-
le geschaffen worden (https://auerbach-
stiftung.de/ ).

Tolle Ideen sind dabei herausgekommen, 
wie zum Beispiel das „Handybett“:  Mama, 
Papa und die Kinder bauen es aus einem 
Faltkarton und können dann ihre Handys 
schlafen legen! Da freuen sich die Eltern, 
wenn der/die Kleine mal bereit ist, das 
Handy wegzulegen!
Wir blicken zurück auf eine sehr informati-
ve und gelungene Veranstaltung in einem 
angenehmen Ambiente. Das von Carina 

Bosch (AVIRA) appetitlich vorbereitete 
Buffett hielt die Besucher noch eine ganze 
Weile fest und schaffte so die Basis für 
einen intensiven Informationsaustausch.
Die MIT Bodensee dankt AVIRA und seinen 
Mitarbeitern herzlich für diesen Abend.

Dr. Hartmut Kräwinkel,

info@mit-bodenseekreis.de, 

www.mit-bodenseekreis.de 

Aus den Kreisen & Bezirken

(Von links) Philipp Gotterbarm, Dr. Hartmut Kräwinkel, Anne Claire Schroeder-Rose, August Schuler MdL, Christian Bangert

Der bekannte AVIRA-Schirm als Firmenlogo

Elektronik die begeistert
MRS ELECTRONIC

MRS Electronic GmbH & Co. KG
Entwicklung und Produktion von kompakten 
Steuerungen, Relais, Gateways und HMI-Systemen

MRS Electronic GmbH & Co. KG • Klaus-Gutsch-Str. 7 • 78628 Rottweil • Tel.: +4974128070 • info@mrs-electronic.de • www.mrs-electronic.de
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Leider müssen wir Abschied nehmen von unserem langjährigen und treuen 
Mitstreiter, unserem Bezirksvorstandsmitglied und ehemaligen 

Landesvorstandsmitglied 

Walter Wittmann
der am Freitag, den 31. Januar 2020 unerwartet und plötzlich 

im Alter von 67 Jahren verstarb.

Walter Wittmann war seit 1995 Mitglied in der MIT. Von Anfang an begleitete er uns 
aktiv und engagierte sich bald im Kreis-, im Bezirks- und im Landesvorstand. Seit 2012 
bekleidete er im MIT-Kreisverband Esslingen das Amt des Schatzmeisters, vorher war 
er schon einige Jahre im Vorstand des Bezirks Nordwürttemberg als Schatzmeister 
tätig. Beide Ämter hatte er bis zu seinem Tod inne. In der CDU war er auch aktiv, von 
1998 bis 2000 bekleidete er das Amt des Stadtverbandsvorsitzenden in Nürtingen.   
Sein politisches Engagement nahm er immer ernst. In seiner ruhigen Art arbeitete er 
mit und war stets ein angenehmer und sachlicher Diskussionspartner.
Sein Tod hinterlässt menschlich und fachlich eine große Lücke.
Voller Trauer und voller Dankbarkeit denken wir an unsere gemeinsame Zeit, unsere 
gemeinsame Arbeit und an die vielen angenehmen und schönen menschlichen Be-
gegnungen zurück und werden ihn immer als guten Freund in ehrender Erinnerung 
behalten.

Unsere Gedanken und unser Mitgefühl gelten seiner Familie 
und seinen Angehörigen.

In stillem Gedenken

MIT Baden-Württemberg                 MIT Nordwürttemberg                 MIT Esslingen

Es ist egal, 
zu welchem Zeitpunkt
man einen Menschen verliert,
es ist immer zu früh
und es tut immer weh.

MIT Land
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Am 08. Februar 2020 verstarb völlig unerwartet unser ehemaliges  
Landesvorstandsmitglied und ehemaliger Kreisvorsitzender des 

Kreisverbandes Esslingen 

Marcus Müller
im Alter von 53 Jahren.

Marcus Müller war von 2014 bis 2018 Mitglied im Landesvorstand, von 2012 bis 2018 
Mitglied im Bezirksvorstand Nordwürttemberg und von 2015 bis 2018 bekleidete er 
auch das Amt des Kreisvorsitzenden in Esslingen. Wir verlieren mit ihm einen sehr 
guten Freund und ein hochgeschätztes ehemaliges Landesvorstandsmitglied. Er war 
in seiner aktiven Zeit im Landesvorstand sehr engagiert und hat die Ziele der MIT stets 
unterstützt.

Für die gemeinsame Zeit im Landesvorstand, die schönen und wertvollen Be-
gegnungen und Gespräche sind wir sehr dankbar und werden diese stets in guter Er-
innerung behalten.

Unser Mitgefühl gilt seiner Familie, 
der wir in der kommenden Zeit viel Kraft wünschen. 

In stillem Gedenken

MIT Baden-Württemberg                 MIT Nordwürttemberg                 MIT Esslingen

Eine Stimme, die vertraut war, schweigt.
Ein Mensch, der immer da war,  
ist nicht mehr.
Was bleibt, sind dankbare Erinnerungen,
die niemand nehmen kann.

MIT Land
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MIT Land

„Ich bin neu in der MIT, weil …

Kurt Götz ist Firmengründer und Ge-
schäftsführer der Götz Ticket GmbH in 
Rheinmünster.
Das Unternehmen liefert bundesweit Zu-
gangsdrehkreuze zu Toiletten in Auto-
höfen, Gastronomie und anderen touris-
tischen Magneten. „Das Tellergeld gibt 
keine Belege aus.“ Wartung, Service und 
Ersatzteile sind ebenfalls Bestandteil der 
Firma Götz Ticket GmbH.
Nach fundierter Ausbildung sowohl im 
praktischen als auch im betriebswirtschaft-
lichen Bereich sammelte Kurt Götz seine 
Erfahrungen in einem Schweizer Konzern, 
in dem er als leitender Angestellter unter 
anderem das System „Sanifair“ eingeführt 
und zum Laufen gebracht hatte.
2002 machte er sich selbstständig, grün-
dete die Firma Götz Ticket GmbH und ist 
bis heute bundesweit einer der zwei gro-
ßen Anbieter von Zugangsautomaten.
Sein Lebensmotto lautet: Nur wer spricht, 
hat auch etwas zu sagen. 

Kurt Götz,  

k.goetz@goetzticket.de,  

www. goetzticket.de  

Johannes Dreher startete früh in das 
Berufsleben. Bereits mit 16 Jahren (2001) 
macht er bei der Hohenzollerischen 
Landesbank Kreissparkasse eine Aus-
bildung zum Bankkaufmann. Neben 
seiner anschließenden Tätigkeit als 
stellvertretender Händler und Refe-
ratsverantwortlicher für vermögende 
Kunden bildet er sich zum Bankfach-
wirt und dann zum diplomierten Bank-
betriebswirt über die Frankfurt School 
of Finance and Management weiter. Im 
Jahre 2011 wechselt Johannes Dreher, 
zunächst als Angestellter, zum Rottwei-
ler Finanzdienstleister und Projektierer 
GVS. Im Hause der GVS Unternehmens-
gruppe verantwortet er das Portfolio-
management, welches unter anderem 
das Wertpapiergeschäft, bestimmte 
Projektdurchführungen und sämtliche 
Finanzdienstleistungen für die Mandan-
ten des Hauses beinhaltet. 2015 steigt er 
in die Unternehmensgruppe ein und ist 
heute Prokurist und Teilhaber.

Johannes M. Dreher,  

dreher@gvs-consulting.de,  

www.gvs-consulting.de  

Neben ihrer hauptberuflichen Tätigkeit 
als Büroleiterin eines baden-württem-
bergischen CDU-Europaabgeordneten 
hat sich Angelika Blessing in den ver-
gangenen 20 Jahren ein Massage-, Kos-
metik-  und Fußpflegestudio aufgebaut. 
Zwischenzeitlich hat sie zwei fest-
angestellte Mitarbeiterinnen und eine 
450-Euro-Kraft.
Ihr Schwerpunkt der selbständigen 
Tätigkeit ist die Ausbildung zur Heil-
praktikerin, die voraussichtlich Ende 
2021 abgeschlossen sein wird. Gesetz-
liche Änderungen, Neuregelungen im Be-
reich Kosmetik – die auch gut und wichtig 
sind – bedingen, sich ständig fort- und 
weiterzubilden, damit das Studio – und 
natürlich die Arbeitsplätze – weiterhin 
Bestand haben.

Angelika Blessing,

angelika.blessing@gmail.com  

Kurt Götz 
Geschäftsführer Götz Ticket GmbH
MIT Rastatt

Johannes M. Dreher
Prokurist und Gesellschafter
MIT Emmendingen

Angelika Blessing
Büroleiterin
MIT Ludwigsburg

… ich den Kontakt und Austausch mit Selb-
ständigen suche. 

… uns Dinge verbinden, die wir alleine nicht 
sehen, ein sinnvoller Austausch alle Seiten 
weiterbringt.
Weil ich dabei sein und mitreden will.“

… die MIT offen und ehrlich die Interessen 
der mittelständischen Unternehmen ver-
tritt und damit indirekt auch deren Mit-
arbeiter und Stakeholder. “
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84.182 Unterschriften für den Volksantrag 

„Gemeinsam unsere Umwelt schützen in 
Baden-Württemberg“

Nach rund vier Monaten beenden die Initia-
toren des Volksantrages „Gemeinsam unse-
re Umwelt schützen in Baden-Württemberg“ 
erfolgreich ihre Unterschriftensammlung 
und können damit den ersten Volksantrag 
der Landesgeschichte einreichen.  
„Wir haben uns mit dem Volksantrag auf 
den Weg gemacht, um Landwirtschaft und 
Umwelt zu erhalten. Mit den 84.182 Unter-
schriften haben wir jetzt eine gute Ausgangs-
lage, um unser Ziel zu erreichen“, erklärte 
BLHV-Präsident Werner Räpple anlässlich 
der BLHV-Landesversammlung in Endingen 
(Landkreis Emmendingen), bei der die Unter-
schriften symbolisch an Landwirtschafts-
minister Peter Hauk übergeben wurden.  
„Es ist ein starkes Zeichen der landwirt-
schaftlichen Branche, dass wir nun einen 
erfolgreichen Volksantrag beim Landtag 
einreichen können. Wir bedanken uns bei 
den baden-württembergischen Bauern-
familien und allen, die engagiert zu diesem 
Erfolg beigetragen haben“, so der LBV-Prä-
sident Joachim Rukwied. 
Mit dem Volksantrag wolle man den drin-
gend notwendigen Dialog weiterführen, 
so Räpple: „Unsere Debatte könnte in 
einem Gesellschaftsvertrag enden, der 
gesellschaftliche Erwartungshaltung und 
Landwirtschaft in Einklang bringt.“  
Bei der Übergabe der Unterschriften an 
Landwirtschaftsminister Peter Hauk for-
derte LBV-Vizepräsident Klaus Mugele, dass 
der Ansatz des kooperativen Naturschutzes 
bei der Umsetzung des Eckpunktepapiers 
weiter forciert werden müsse: „Der ko-
operative Naturschutz nimmt die Bauern-
familien beim Artenschutz mit. Wir sind 
überzeugt, dass mehr Artenschutz nur mit 
einer regional verwurzelten Landwirtschaft 
machbar ist. Es muss sichergestellt sein, 
dass wir in Baden-Württemberg weiterhin 
hochwertige Lebensmittel erzeugen kön-
nen“, betont Mugele. 
Der Präsident des Badischen Weinbau-
verbandes, Kilian Schneider, ruft zu mehr 
Sachlichkeit beim Artenschutz auf. „Unsere 
Artenvielfalt kann nur auf Grundlage wissen-

schaftlicher Fakten erhalten und gefördert 
werden. Wie im Volksantrag gefordert, soll 
das Land die Ursachen des Artenschwundes 
genau unter die Lupe nehmen, auch die 
Maßnahmen des Landes müssen künftig 
einer wissenschaftlichen Bewertung stand-
halten können“, so Schneider.  
Franz Josef Müller, Präsident des Landes-
verbandes für Erwerbsobstbau in Baden-
Württemberg, richtete deutliche Worte 
an den Handel. „Auch die großen Lebens-
mittelhändler müssen jetzt endlich Ver-
antwortung übernehmen. Wenn unsere re-
gional erzeugten Lebensmittel weiterhin zu 
Spottpreisen verkauft werden, können wir 
bald keinen Beitrag für mehr Umwelt- und 
Artenschutz leisten.“ 
In den kommenden Wochen werden die Ini-
tiatoren den Volksantrag in Stuttgart formell 
einreichen, anschließend soll er im Land-
tag diskutiert werden. „Der Landtag von 
Baden-Württemberg ist jetzt aufgefordert, 
die Inhalte des Volksantrags ins Plenum zu 
bringen und unsere Anliegen zielorientiert 
und konstruktiv zu begleiten“, so die Bauern-
präsidenten Rukwied und Räpple.  

Hintergrund 
Was ist ein Volksantrag? Laut Landesver-
fassung hat das Wahlvolk in Baden-Würt-
temberg das Recht, einen Volksantrag zu 
stellen (Artikel 59 Absatz 2 der Landesver-

fassung). Einem Volksantrag müssen sich 
0,5 Prozent der Wahlberechtigten in Baden-
Württemberg anschließen. Das sind zurzeit 
rund 40.000 Unterschriften. Kommen diese 
Unterschriften zustande, so ist der Landtag 
verpflichtet, sich mit den jeweiligen An-
liegen des Volksantrags zu befassen. 
Volksantrag „Gemeinsam unsere Umwelt 
schützen“: Gemeinsam haben die Bauern-
verbände, Landesbauernverband in Baden-
Württemberg (LBV) und Badischer Land-
wirtschaftlicher Hauptverband (BLHV), 
zusammen mit dem Badischen Weinbauver-
band und dem Landesverband für Erwerbs-
obstbau Baden-Württemberg (LVEO) diesen 
Volksantrag initiiert und am Mittwoch, den 
2. Oktober 2019, offiziell beim Landtag an-
gezeigt. In zehn Punkten fordern die Initiato-
ren den Landtag auf, für den Erhalt unserer 
über Jahrhunderte gewachsenen Kulturland-
schaft als herausragenden Wert einzutreten 
und für die gesellschaftliche Anerkennung 
der Leistungen der Landwirte zu werben. 

Den Volksantrag als Download finden Sie 
hier: www.volksantrag-gemeinsam.de/wp-
content/uploads/2013/12/Volksantrag-
Gemeinsam.pdf

Ariane Amstutz,

amstutz@lbv-bw.de,

www.lbv-bw.de  

Kolumbusstr. 13 · 71063 Sindelfi ngen
Telefon: 07031 81 70 8 - 0
info@derichsweiler.com
www.derichsweiler.com
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Weichen für die Tierhaltung 
jetzt stellen

LBV-Vorstand 
diskutiert 
nationale 
Nutztier-
strategie

Das vor knapp einem Jahr von Bundes-
landwirtschaftsministerin Julia Klöck-
ner einberufene Kompetenznetzwerk 
Nutztierhaltung hat Mitte Februar das 
Konzept für eine Überführung der Tier-
haltung in Deutschland auf ein höheres 
Tierwohlniveau vorgelegt. Details er-
läuterte der Netzwerkvorsitzende und 
frühere Bundeslandwirtschaftsminister 
Jochen Borchert bei der Vorstands-
sitzung des Landesbauernverbandes 
(LBV) Ende Februar in Bad Waldsee.
Vor dem Hintergrund des gesellschafts-
politischen Wandels steht die Land-
wirtschaft zunehmend in der Kritik der 
Verbraucher. Ökologische und ethische 

Fragen rücken in den Fokus und treffen 
zuvorderst die Tierhaltung. „Durch die 
Verankerung des Tierschutzes im Grund-
gesetz ist er ein Staatsziel, kann damit 
eingeklagt werden und der Staat muss 
sich kümmern“, sagte Borchert. Deshalb 
sei es besser für die Landwirtschaft, die 
erforderlichen Veränderungen zu ge-
stalten und nicht ordnungsrechtliche 
Maßnahmen dem Staat zu überlassen. 
Wie dieser Gestaltungsprozess aussehen 
kann, hat das Kompetenznetzwerk er-
arbeitet. Ihm gehören Bundesländer, 
berufsständische Verbände, Genossen-
schaften, Verbraucher- und Umwelt-
organisationen sowie Wissenschaftler 
an. Das Konzept sieht eine Art Gesell-
schaftsvertrag vor. Danach sollen in drei 
Schritten bis 2040 Tierhalter finanziell 
begleitet werden, um die Kosten der 
fälligen Maßnahmen kompensieren und 
ihre Wettbewerbsfähigkeit erhalten zu 
können. Angelehnt an die drei Stufen der 
vom Bundeslandwirtschaftsministerium 
geplanten Tierwohlkennzeichnung soll 
dieser Umbau ablaufen mit dem Ziel, 
dass 2040 keine Nutztierhaltung mehr in 
Stufe I stattfindet. Die lange Übergangs-
zeit soll planbare Investitionen, aber 
auch einen Strukturwandel der Betriebe 
ermöglichen.

Finanzierung über Verbrauchssteuer
Der Umbau kostet aber viel Geld, weil 
die Produktionskosten mit den Tier-
wohlanforderungen steigen: auf Stufe 

I um 14 Prozent, auf Stufe II um 35 und 
auf Stufe III um 45 Prozent, erläuterte 
Borchert und stellte klar: Das Geld dafür 
kann nicht vom Markt kommen. Deshalb 
empfiehlt das Kompetenznetzwerk eine 
mengenbezogene und zweckgebundene 
Verbrauchssteuer auf tierische Produkte. 
Den Berechnungen zufolge könnte diese 
bei Fleisch und -verarbeitungsprodukten 
40 Cent je Kilo, zwei Cent bei Milch und 
Eiern sowie 15 Cent für Käse, Butter und 
Milchpulver betragen. Damit ließe sich 
der jährliche Finanzierungsbedarf von 
rund 3,6 Milliarden Euro decken. 
Weil diese Vorschläge bislang auf 
breite Zustimmung, gerade auch bei 
den Verbraucher-,  Umwelt- und Tier-
schutzorganisationen gestoßen sind, 
mahnte Borchert rasche Grundsatz-
entscheidungen an. Insbesondere der 
Berufsstand müsse ein „starkes Signal 
in Richtung Politik senden“. Bestehe hier 
ein Konsens, könne man die Details zur 
Umsetzung angehen, etwa Anpassungen 
im Baurecht und bei der TA-Luft. 
LBV-Präsident Rukwied beurteilt den 
skizzierten Weg positiv. Er werde mit 
der Stimme des LBV die Diskussion „pro-
aktiv“ mitführen. Dazu hatte ihm der 
Vorstand nach intensiver Diskussion und 
zahlreicher Nachfragen bei Jochen Bor-
chert einstimmig sein Votum gegeben.    

Michael Neub,

internet-poststelle@lbv-bw.de,

www.lbv-bw.de  

MIT Land
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Steinheimer Straße 3
71691 Freiberg
Fon 07141 7097-0 
Fax 07141 7097-140
verkauf.freiberg@valetott.de

Ihr Rohstofflieferant mit 
Leistung, Qualität und Service!

Kies Sand Splitt
Beton Logistik

LBV-Präsident Joachim Rukwied mit Jochen Borchert (Vorsitzender Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung)
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Auch die Landwirte leiden  
unter ausufernder Bürokratie

Bei der letzten MIT-Landesvorstandssitzung war Horst Wenk, 
stellvertretender Hauptgeschäftsführer des Landesbauernver-
bands Baden-Württemberg e. V., zu Gast.
Der Bauernverband vertritt die gleichen Sichtweisen wie die 
MIT: die Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft, den Ver-
zicht auf übermäßige Eingriffe des Staats. Immer mehr Partei-
en entfernen sich von diesen Grundsätzen. Daher rührt auch 
die Politikverdrossenheit. Der Druck, der internationale Han-
del, setzt uns die Landwirte unter Druck. Die Landwirtschaft 
wird von vielen angeklagt: Massentierhaltung, Bienensterben, 
Methanausstoß der Kühe.

MIT-Landesvorstandssitzung im Landtag

MIT Land

MIT-Landesvorsitzender Oliver Zander mit Horst Wenk (stv. Hauptgeschäfts-
führer LBV)

Kölle GmbH – Werkzeugbau und Stanzerei

Erich-Blum-Straße 30, 71665 Vaihingen/Enz, Tel. +49-7042/9448-0

www.koelle-gmbh.de

Die Kölle GmbH ist seit über 80 Jahren am Standort Vaihingen/Enz 
in den Bereichen Werkzeugbau und Stanzerei tätig. Mit 120 Mitarbei-
tern fertigen wir für unsere Kunden aus den Bereichen Automotive, 
Luftfahrt und der Elektroindustrie qualitativ hochwertige Werk-
zeuge und Serienteile.

Unser Leistungsspektrum reicht vom Prägewerkzeug über kompli-
zierte Folgeverbundwerkzeuge bis hin zu komplexen Umformwerk-
zeugen. Insbesondere im Bereich Trägerrahmen für Dichtungen 
sowie thermischen und akustischen Abschirmblechen haben wir 
große Kompetenzen.
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Ansprüche und Forderungen an die Landwirtschaft lassen sich 
leicht stellen.
Öffentlichkeitsarbeit wird immer schwieriger. Dies hat drei 
Gründe:
1. Nur 1 % aller Erwerbstätigen arbeiten in der Landwirtschaft. 
Die Masse der Bevölkerung versteht die Forderung der Land-
wirte nicht.
2. Die Bevölkerung möchte einfache Botschaften.
3. Landwirte stellen wenig Wählerstimmen dar. Wissenschaft-
liche Fakten werden durch Mehrheiten ersetzt.

In Bezug auf Pflanzenschutzmitteleinsatz sagt Wenk:
Es gibt alle drei Jahre einen TÜV. Es muss alles ganz genau 
dokumentiert werden. Pflanzenschutzmittel werden immer 
selektiver; immer genauer gegen Unkräuter und Un-
geziefer. Pro Produktionseinheit braucht man immer weniger 
Pflanzenschutzmittel.
Saisonarbeiter verdienen hier richtig viel Geld. In Bulgarien 
liegt der Mindestlohn zwischen zwei und drei Euro, hier bei 9,20 
Euro. Landwirte müssen mit diesen Ländern konkurrieren.
Haupterwerbsbetriebe gibt es in Baden-Württemberg noch 
13.000.
Landwirte brauchen klare Vorgaben der Politik. Man muss ge-
meinsam nach einer Lösung suchen, wie man faire Preise macht. 
Der Preis resultiert aus Angebot und Nachfrage. Die Landwirt-
schaft braucht faire Rahmenbedingungen.
Landwirtschaft hat Zukunft. Wir brauchen auch Landwirt-
schaft. Wer soll denn die Bevölkerung ernähren, wenn nicht die 
Landwirtschaft?
Oliver Zander stellte zum Abschluss fest, dass die MIT und der 
Bauernverband viele gemeinsamen Themen haben.

Redaktion Wifo,  

wifo@mit-lvbw.de, 

www.mit-bw.de  

Reger Informationsaustausch bei den gemeinsamen Themen.

Gemeinsame Sitzung der MIT BW mit dem Landsbauernverband BW e. V. 

MIT Land

Ihr kompetenter Partner für

Kunststoffspritzguss  und  Formenbau
§

§

§

Planen

§ Konstruieren

§ Fertigen

§ Feinguss

MIM

Kunststoff

Herbert Kaut GmbH & Co. KG  
Winterlinger Str. 16
72488 Sigmaringen
Tel.: 07571/18201-0
info@kaut.info  
www.kaut-kunststofftechnik.de
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Pressemitteilung 01/2020

Ist das die Möglichkeit einer 
neuen Geburtsstunde für die 
CDU?

Nach der Ankündigung, nicht mehr für 
die CDU als Kanzlerkandidatin zur Ver-
fügung zu stehen und der kurze Zeit spä-
ter folgenden Rücktrittsankündigung 
als Parteivorsitzende macht Annegret 
Kramp-Karrenbauer den Weg frei, um 
frischen Wind in die CDU zu lassen. 
Aber können die bereits wieder mehr-
fach in der Presse aufgetauchten alt-
bekannten Namen als Nachfolger für 
AKK den Karren wirklich aus dem Dreck 
ziehen und der CDU wieder neues Leben 
einhauchen? Ist es dann nicht auch an 
der Zeit, die GroKo mit zu beenden, um 
gleich in eine Minderheitsregierung zu 
gehen? Eine völlige Neuaufstellung ist 
unserer Meinung nach das Einzige, was 
unsere Mutterpartei noch retten kann. 
In einer Situation, in der man nur noch 
um die eigenen Ämter feilscht, einer 
linksgerichteten Partei nachläuft, eine 
Fehlentscheidung nach der anderen 
trifft und damit auch zulässt, dass der 
Sozialismus nach DDR-Vorbild sich 
mehr und mehr einschleicht oder gar 
schon mit am Verhandlungstisch sitzt, 
ist keine Zeit mehr für langes Nach-
denken. Handeln ist angesagt! 
Die MIT Baden-Württemberg fordert 
daher, dass die CDU sich ganz schnell 
ohne Rücksicht auf Verluste neu aufstellt 
und eine(n) charismatische(n), dynami-
sche(n) und unverbrauchte(n) Parteivor-

sitzende(n) und Kanzlerkandidaten/in  
vorstellt. 
Eine Person, die in der Lage ist, beide 
Ämter zu vereinen und den Mut auf-
bringt, Deutschland mit einer Minder-
heitsregierung wieder auf den Kurs zu 
bringen. 
Einen Kurs, der auch der wahren CDU, 
nämlich der Partei der wahren Mitte, 
entspricht. Einen Kurs, der den Bürgern 
deutlich zeigt, dass es sich lohnt, wieder 
an die CDU zu glauben.  
Die Partei, die in der Lage ist, das Zer-
stören unserer Wirtschaft und des 
Wohlstands bringenden/haltenden 
Mittelstands aufzuhalten und wieder 
auf den  richtigen Kurs zu bringen - und 
das auch im Einklang mit dem für den 
Klimaschutz  notwendigen Umdenken. 
Denn man kann sich nicht mehr län-
ger dem Eindruck verwehren, dass der 
größte Fachkräftemangel aktuell in 
unserer eigenen Politik vorherrscht 
und man damit nur noch in der Lage ist, 
einer links- oder rechtsgerichteten Par-
tei hinterherzulaufen.  
Die MIT Baden-Württemberg fordert 
zudem den Ausschluss von Annegret 
Kramp-Karrenbauer und Angela Mer-
kel aus dem Auswahlverfahren für den 
nachfolgenden  Kandidaten/der nach-
folgenden Kandidatin. Denn nur so 
kann gewährleistet werden, dass eine 

Neuaufstellung der CDU geschafft wer-
den kann. 
Weiter fordert die MIT Baden-Würt-
temberg einen Sonderbundespartei-
tag, bei dem der Nachfolger/die Nach-
folgerin sofort gewählt wird. Die 
Entscheidungsfindung darf sich nicht 
bis Dezember zum eigentlich geplanten 
Bundesparteitag hinausziehen. 
Unserer Meinung nach sind eine so-
fortige Klärung sowie der Abschluss 
innerhalb der nächsten drei Monate 
notwendig.  

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion 
von CDU und CSU (MIT) ist mit mehr 
als 25.000 Mitgliedern der stärkste und 
einflussreichste parteipolitische Wirt-
schaftsverband in Deutschland. Die MIT 
setzt sich für die Soziale Marktwirt-
schaft und für mehr Unternehmergeist 
in der Politik ein. 

ViSdP

Angelika Harm,

harm@mit-lvmit.de,

www.mit-bw.de  

Angelika Harm, Pressesprecherin MIT Baden-
Württemberg

MIT Land
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„Entsendegesetz“

Frei Reisen und frei Arbeiten 
in Europa - das war einmal?

Wenn man sich etwas intensiver mit dem 
Thema beschäftigt, hat man das Gefühl, 
dass die einzelnen Länder ihre nationalen 
Märkte schützen und abschotten. Ebenso 
wird einem klar, dass meist nur  Deutsch-
land an dem europäischen Gedanken von 
freiem Warenverkehr und freien Dienst-
leistungen festhält.
Der Grundidee der Europäischen Union 
entspricht das Abschotten nicht. Es 
scheint eher, dass die innereuropäische 
Marktabschottung zur Methode wird 
und die Gefahr besteht, dass dies Schu-
le macht und den zurzeit herrschen-
den Unmut gegenüber der EU weiter 
verschärft.
Wenn man genauer nachdenkt, kann man 
England teilweise verstehen,  dass sie aus 
der EU ausgetreten sind, da die nationa-
len Grenzen innerhalb Europas immer 
mehr an Drittland-Grenzen erinnern als 
an ein Land ohne Grenzen.

All diese Themen gehen immer mehr in 
diese Richtung: 

1.	 Europäisches Patentrecht (Kosten ca. 
20.000 Euro und muss in fast allen 
Ländern einzeln beantragt werden). 
Und nicht, wie es vom deutschen 
Patentamt in Vorträgen heißt, nur 
paar hundert Euro.

2.	 Wenn man eine Zulassung eines 
Produktes in einem EU-Land erhalten 
hat, heißt dies in der Regel nicht, 
dass es in anderen EU-Ländern auch 
automatisch zugelassen ist/wird. Im 
Gegenteil, in jedem einzelnen EU-
Land muss nochmals eine Zulassung 
erfolgen. 

     Was hat dies mit freiem Markt zu tun?
3.	 Grenzkontrollen innerhalb der EU 

(dies zeigt von keinem Vertrauen an 
die EU-Außengrenzen).

4.	 Entsendegesetz „A1“ Meldung und 
ZKO3 – Formular.

Usw. 

Etwas genauer betrachtet anhand des 
Entsendegesetzes am Beispiel von 
Österreich.

A1 Meldung: 
Es wird von jedem Ausländer (Europä-
er), welcher sich in einem anderen Land 
geschäftlich aufhält und eine „Arbeit 
durchführt“, oder auch nicht, eine on-
line Registrierung gefordert (A1). Als 
Arbeit wird alles gesehen, z.B. auch 
ein Standdienst auf einer Messe oder 
eine kleine Einstellung an einer Maschi-
ne.  Wenn ein Geschäftsführer z.B. ein 
Mittagessen mit einem Kunden im Aus-
land durchführt, muss er sich vorher mit 
Angabe von Datum, Ort und Adresse 
online registrieren. Ebenfalls erforder-
lich sind die persönlichen Daten. Die 
Person, die diese persönlichen Daten 
im Unternehmen in das Online-Portal 
einpflegt, unterliegt den DSVGO Rege-
lungen, was bedeutet, dass es nur von 
ganz bestimmten Personen in der Firma 
durchgeführt werden darf/kann.

Sollte dann der Mitarbeiter oder Ge-
schäftsführer zu allem Überfluss noch 
„arbeiten“, dann muss er folgende Do-
kumente mit sich führen und bei Bedarf 
sofort nachweisen:

1.	 ZKO 3 – Formular
2.	 Sozialversicherungs-Nachweis
3.	 evtl. behördliche Genehmigung des 

entsandten Mitarbeiters
4.	 Arbeitsvertrag
5.	 Lohnabrechnung
6.	 Lohnnachweis (Kontoauszug über 

Lohneingang)
7.	 Arbeitsaufzeichnungen 

(Stundennachweis…)
8.	 Nachweis über die richtige Lohnein-

stufung nach dem jeweiligen 
     Aufenthaltsland (Mindestlohn)

Wo müssen die Unterlagen bereit-
gehalten werden?
1.	 Immer am Einsatzort (jeder Mit-

arbeiter muss sie mit sich führen)
Wie müssen die Unterlagen bereit-
gehalten werden?

Ralf Semmler, MIT-Landesvorstandsmitglied

MIT Land
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1.	 In physischer Form (Papier)
2.	 Vor Ort in elektronischer Form zu-

gänglich (z.B. zum Drucken)

Wie lange müssen die Unterlagen bereit-
gehalten werden?
1.	 Für den gesamten Zeitraum während 

der Entsendung

Dieses Vorgehen erfolgte am Beispiel 
Österreich, weitere Länder auf Anfrage 
bei Ihrer IHK. Denn jedes Land in Europa 
hat seine eigenen Vorschriften, welche mit 
denen in Österreich abweichen können.
Und dieses Gebilde nennen wir dann auch 
Europa?
Wie soll ein deutscher Mittelständler dies 
noch umsetzen? 
Unsere Monteure sind europaweit unter-
wegs und das in unterschiedlichen Ländern 
in einer Woche. Teilweise plant der Mon-
teur seine Termine selbst, da es je nach 
Montagedauer und Verkehr jederzeit Ver-
schiebungen geben kann, welche dann sehr 
schwer online registriert werden können.
Uns wurden auf einem speziellen Lehr-
gang der DHK (Deutschen Handels-
kammer in Österreich) diverse Fallbeispiele 
aufgezeigt.
Es wurden u.a. Monteurfahrzeuge von 
deutschen Installateuren von öster-
reichischen Mitbewerbern angezeigt. 
Woraufhin der deutsche Monteur von spe-
ziellen Mitarbeitern der österreichischen 
Behörden kontrolliert wurde. Es kommt 
angeblich erst zu einer Verwarnung, be-
vor empfindliche Strafen von bis zu 10.000 
Euro pro Fall verhängt werden können.
Es gibt sehr viele spezielle Ausnahmen und 
Anforderungen für jedes Land, dass kein 
Fall gleich erscheint und jeder Fall speziell 
geprüft werden muss.
Wir in unserem Betrieb müssen die Dienst-
leistungen ins Ausland durch diesen zu-
sätzlichen Aufwand teurer machen, um 
damit das zusätzlich entstehende Risiko 
abzudecken. Es gibt Überlegungen im 
Haus, unsere Dienstleistungen im Ausland 
gänzlich einzustellen und gar nicht mehr 
anzubieten. 
Auf Inhalt besteht keine Gewähr.
Um ausführliche Informationen zu erhalten, 
wenden Sie sich bitte an Ihre IHK vor Ort. 

Ralf Semmler,

ralfsemmler@tachocontrol.de,

www.tachocontrol.de  

MIT Land

#NIXGEDACHT!

Die Spatzen pfeifen es von den Dächern:

Deutschland 
ist nur noch 
Mittelmaß!

Die einst führende Industrienation hat es bei den 
Lohnstückkosten in den letzten Jahren fertig-
gebracht, vom Primus fast zum Schlusslicht zu 
degenerieren.

Wenn wir es nüchtern betrachten und uns die Zah-
len nicht schönreden, müssen wir erkennen, dass 
wir vom einstmals führenden Platz auf den dritt-
letzten abgerutscht sind. Wir haben den Wett-
bewerbsvorteil, den wir von 1999 bis 2007 hat-
ten, in den letzten Jahren gnadenlos vervespert.

Im Durchschnitt waren die deutschen Lohn-
stückkosten im Jahr 2018 um 15 Prozent höher 
als in 27 Vergleichsländern einer Studie vom 
Institut der Deutschen Wirtschaft.  Länder wie 
Japan (75 %) oder Schweden (72 %) sind uns 
hier weit voraus. 

Allein in den ersten drei Quartalen 2019 sind 
sie nochmals um 6,5 % gestiegen. Wir konn-
ten das bis jetzt mit einer um 12 % höheren 
Effizienz, durch Erfindungsreichtum und 
dem Willen unserer Mitarbeiter zur Leistung 
kompensieren. 

Aber wie lange wird das noch so weitergehen  - 
mit einer jungen Generation, die lieber am Frei-
tag zum Demonstrieren geht als in die Schule? 
Einer Generation, der die Work-Life-Balan-
ce wichtiger ist als der Wille zur Leistung?

Ist Wirtschaft in Deutschland ein 
Auslaufmodell?

Achim Rieger,  
info@kaanmedia.de,  

www.kaanmedia.de  
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Aktiensteuer für Deutschland wäre ökonomischer Unsinn

Beschluss des MIT-Bundesvorstands am  
12. Februar 2020

Die Mittelstands-und Wirtschaftsunion spricht sich gegen die Ein-
führung einer sogenannten Finanztransaktionssteuer aus. Zum 
Schutz deutscher Unternehmen und Kleinanleger und zur Stärkung 
der privaten Altersvorsorge sollte auf die Einführung einer Steuer 
auf Aktien verzichtet werden. Der vorliegende Entwurf von Finanz-
minister Scholz für eine solche Aktiensteuer benachteiligt den Finanz-
und Börsenstandort Deutschland und deutsche Unternehmen.
Der vorliegende Vorschlag für eine Aktiensteuer besteuert aus-
schließlich die Käufe von Aktien größerer Unternehmen in Deutsch-
land. Damit wäre die Steuer ungeeignet, um die Verursacher der 
Finanzkrise zu treffen, unliebsame Spekulationen einzudämmen oder 
sonstige positive Effekte zu erzielen. Es würden Kleinanleger, Alters-
vorsorgesparer und deutsche Unternehmen belastet. Insbesondere 
die Belastung der (Aktienfonds-) Sparer würde auch durch mögliche 
Ausnahmeregelungen nicht vollständig vermieden. 
Gerade in Zeiten niedriger Zinsen sind Aktien und Aktienfonds eine 
gute Anlagealternative, um Renditen zu erzielen und die private 
Altersvorsorge zu stärken. Eine Aktiensteuer würde die Rendite nach-
haltig schmälern und dazu führen, dass sich Kleinanleger gegen Aktien 
entscheiden. Das würde der ohnehin schon zu geringen Aktienkultur 
in Deutschland schaden und die private Altersvorsorge schwächen. 
Ebensolche Ausweichreaktionen auf die Einführung einer Aktien-
steuer wären auch bei professionellen institutionellen Anlegern zu er-
warten. Hier würde eine Verlagerung des Anlageschwerpunktes auf 
steuerlich nicht erfasste Aktien, z. B. von Unternehmen aus den USA, 
dazu führen, dass das Handelsvolumen mit Aktien von deutschen 
Unternehmen sinkt. Auch wäre eine Verlagerung von Aktivitäten in 
den ehemaligen EU-Staat Großbritannien zu erwarten.
In Frankreich etwa ist das Handelsvolumen seit Einführung der 
Finanztransaktionssteuer um zehn Prozent gesunken. Ähnliche Aus-
weichbewegungen gab es in Schweden nach Einführung einer solchen 
Steuer in den 1980er Jahren.
Die sogenannte Finanztransaktionssteuer würde damit den Standort 
Deutschland schwächen. Sie würden den Zugang zum Eigenkapital-
markt für einen großen Teil der bereits oder potenziell börsennotierten 
Unternehmen erschweren und damit Wachstum, Innovation und Be-
schäftigung gefährden.
Die Aktiensteuer würde zusätzliche Bürokratie schaffen. Sowohl bei 
der Finanzverwaltung als auch bei den Steuerpflichtigen müssten 
neue Prozesse implementiert werden, um die Steuer erheben und 
verwalten zu können. Das brächte zahlreiche technische Fragen und 
Probleme mit sich, die nach wie vor nicht beantwortet sind. Dies gilt 
namentlich auch für die Verpflichtung von außerhalb der zehn Teil-
nehmerstaaten ansässigen Finanzinstituten zur Abführung der Steuer 
und den sich daraus ergebenden europarechtlichen Fragestellungen.
Die zu Recht geforderten Ausnahmeregelungen für Kleinanleger und 
Altersvorsorgeprodukte bedeuten noch mehr Bürokratie, sind nicht 
zielgenau und in einigen Fällen nicht umsetzbar. Zum Beispiel be-

deutet eine mögliche Steuerbefreiung einen massiven bürokratischen 
Aufwand, wäre in vielen Fällen unwirtschaftlich und würde damit das 
intendierte Ziel verfehlen.
In der Praxis wird es beispielsweise nur schwer möglich sein, Klein-
anleger von der Finanztransaktionssteuer zu befreien, wenn diese in 
Aktienfonds investieren. Beim Kauf von Fondsanteilen fällt die Finanz-
transaktionssteuer nicht beim Kleinanleger, sondern bei der Kapital-
verwaltungsgesellschaft an, wenn der Fondsmanager für das Geld des 
Kleinanlegers Aktien erwirbt oder das Portfolio umschichtet. Eine ziel-
genaue Zuordnung der jeweiligen Transaktion zu einem Kleinanleger 
funktioniert schon deshalb nicht, weil die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft ihre Anleger teilweise gar nicht kennt. Die Befreiung von der 
Steuer kann also nicht 1:1 an den Kleinanleger weitergegeben werden.

MIT Bund,

info@mit-bund.de,

www.mit-bund.de  

 BAUEN SIE MIT  
 UNS AN DER  
 ZUKUNFT. GRÖTZ. 
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MIT gegen Finanztransaktionssteuer

Brehm: „Aktiensteuer ist 
ökonomischer Unsinn“

Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union (MIT) fordert Bundesfinanz-
minister Olaf Scholz (SPD) auf, seine 
umstrittenen Pläne für eine Finanz-
transaktionssteuer zurückzunehmen. 
Einen entsprechenden Beschluss hat 
der MIT-Bundesvorstand in dieser 
Woche gefasst. „Der vorgelegte Ent-
wurf ist eine reine Aktiensteuer, bei der 
in erster Linie Kleinanleger der unteren 
und mittleren Einkommensschichten 
abgestraft werden würden“, kritisiert 
Sebastian Brehm, Vorsitzender der 
MIT-Steuer- und Finanzkommission 
und finanz- und haushaltspolitischer 
Sprecher der CSU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag. Aktien und 
Aktienfonds seien gerade in Zeiten 
niedriger Zinsen wichtig für die priva-
te Altersvorsorge. „Eine Aktiensteuer 
würde die Rendite nachhaltig schmä-
lern und dazu führen, dass sich Klein-
anleger gegen Aktien entscheiden. 

Das würde der ohnehin schon zu ge-
ringen Aktienkultur in Deutschland 
schaden und die private Altersvorsorge 
schwächen“, so Brehm. Ziel müsse ein 
globaler Ansatz sein, der beim speku-
lativen Hochfrequenzhandel und an-
deren riskanten Geschäften ansetzt. 
Entscheidend sei zudem, dass Alters-
und Rentenvorsorgeprodukte nicht zu-
sätzlich besteuert werden. Aus Sicht 
der MIT und vieler weiterer Kritiker 
würde eine Aktiensteuer den Finanz-
standort Deutschland schwächen. Sie 
würde den Zugang zum Eigenkapital-
markt für einen Großteil der börsen-
notierten Unternehmen erschweren 
und damit Wachstum, Innovation und 
Beschäftigung gefährden. Zudem 
schaffe die Aktiensteuer zusätzliche 
Bürokratie, da sowohl bei der Finanz-
verwaltung als auch bei den Steuer-
pflichtigen neue Prozesse implemen-
tiert werden müssten. Brehm: „Eine 

rein nationale Aktiensteuer ist und 
bleibt deshalb ökonomischer Unsinn.“ 
Die Mittelstands- und Wirtschafts-
union(MIT) – vormals Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung der CDU/
CSU – ist mit rund 25.000 Mitgliedern 
der größte parteipolitische Wirt-
schaftsverband in Deutschland. Die 
MIT setzt sich für die Prinzipien der 
Sozialen Marktwirtschaft und für mehr 
wirtschaftliche Vernunft in der Politik 
ein.

Hubertus Struck,  

struck@mit-bund.de,  

www.mit-bund.de  

MIT Bund

Sebastian Brehm, MIT-Kommissionsvorsitzender 
Steuern und Finanzen

www.wiha.com

Tools that   
 work for you.

Wiha – Unser Ziel: Ihr Erfolg 
 

  Ihr Garant für Qualität 
Zahlreich ausgezeichnet: vom Produktdesign, 
über Qualitäts- und Umweltmanagement bis hin 
zu Produktionsexzellenz. Für höchste Ansprüche.

  Zuverlässig und verbindlich  
Deutsches Familienunternehmen mit mehr  
als 80 Jahren Erfahrung

  Ihr Vorteil  
Individuelle Problemlösungen für Profis

  Spitzentechnologie 
Preisgekrönte Innovationen, von Profis  
weltweit geschätzt.
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Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 

Bundestag beschließt 
Verlängerung und 
Verschärfung der 
Mietpreisbremse

Wirtschafts- und Wohnungsbauministerin Dr. Nicole Hoff-
meister-Kraut zur heute (14. Februar) vom Bundestag be-
schlossenen Verlängerung und Verschärfung der Miet-
preisbremse: „Die heute beschlossene Verlängerung des 
Geltungszeitraums der Mietpreisbremse um weitere fünf 
Jahre bis 2025 halte ich für einen richtigen Schritt. Mit 
unserer Landesverordnung zur Mietpreisbremse werden wir 
einen weiteren Beitrag leisten, dass Mieterhaushalte nicht 
über Gebühr belastet werden. Der Verordnungsentwurf 
mit einer der aktuellen Lage auf den Wohnungsmärkten 
angepassten Gebietskulisse ist in den letzten Zügen. Wir 
werden ihn zeitnah ins Kabinett bringen und die Anhörung 
einleiten, sodass die Verordnung noch im ersten Halbjahr in 
Kraft treten kann.“
Die ebenfalls beschlossene rückwirkende Rückzahlungs-
pflicht einer überhöhten Miete durch den Vermieter sei laut 
Hoffmeister-Kraut ein tragbarer Kompromiss. „Zu starke 
Restriktionen im Mietrecht lösen das Grundproblem des 
Wohnungsmangels nicht. Wir müssen dabei auf eine gute 
Balance achten, um einerseits die Wirksamkeit der Miet-
preisbremse und die Mieterrechte zu stärken, andererseits 
aber auch die Wirtschaftlichkeit aus Vermietersicht zu wah-
ren. Der beste Schutz vor hohen Mieten ist ein möglichst 
großes Angebot an Wohnraum. Hierzu müssen sowohl auf 
Bundes- als auch auf Landesebene mehr Investitionsanreize 
zum Bauen geschaffen werden.“
Die Landesregierung setze mit ihrem in dieser Woche auf 
den Weg gebrachten neuen Wohnraumförderprogramm 
und dem in der Umsetzung befindlichen Kommunalfonds 
Wohnraumoffensive darauf, mit neuen innovativen Förder-
angeboten schnell ausreichenden und bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen. „Das ist der richtige Weg. Damit schaffen 
wir wichtige Anreize, um den Wohnungsbau im Land weiter 
nachhaltig anzukurbeln“, so die Ministerin. 

Pressestelle Wirtschaftsministerium,

pressestelle@wm.bwl.de,  

www.wm.baden-wuerttemberg.de  

Wirtschafts- und Wohnungsbauministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut

Landespolitik
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Dr. Susanne Eisenmann

Wir brauchen ein Ministerium für 
Digitalisierung und Innovation!

Der technologische Wandel schreitet in 
rasantem Tempo voran und wirkt sich 
auf unser Leben und Verhalten aus. Wie 
wir miteinander kommunizieren, wie wir 
uns informieren, wie wir konsumieren 
und häufig auch wie wir arbeiten, hat sich 
durch neue digitale Entwicklungen be-
reits verändert.
Ich bin überzeugt, dass die Digitalisie-
rung künftig noch viele weitere neue 
Chancen und Vorteile in ganz unter-
schiedlichen Themenbereichen bieten 
wird – für den Mittelstand, aber auch 
in der Medizin, bei der Mobilität und in 
der Landwirtschaft. Den digitalen Wan-
del im Einklang mit unseren Werten zum 
Wohle aller Menschen zu gestalten und 
die Rahmenbedingungen zu schaffen, 
dass unser Land die Innovationsregion 
Nummer eins in Europa bleibt und der 
Wohlstand in Baden-Württemberg wei-
ter wächst, muss unser Ziel sein. Dafür 
braucht es auch politische Konzepte. 
Unser Innenminister Thomas Strobl und 
unsere Wirtschaftsministerin Nicole 
Hoffmeister-Kraut leisten auf diesem 
Feld schon viel: Thomas Strobl treibt den 

Ausbau der Infrastruktur mit Nachdruck 
voran, als Land investieren wir in dieser 
Legislaturperiode mehr als eine Milliarde 
Euro in den Breitbandausbau. Und Ni-
cole Hoffmeister-Kraut unterstützt den 
Mittelstand und das Handwerk bei In-
vestitionen in digitale Lösungen - etwa mit 
der Digitalisierungsprämie, für die wir als 
Koalition dieses und nächstes Jahr je acht 

Millionen Euro zur Verfügung zu stellen.
Um der weiter zunehmenden Bedeutung 
des Digitalen künftig noch stärker ge-
recht zu werden, erachte ich es als 
dringend notwendig, in der nächsten 
Legislaturperiode ein eigenständiges Mi-
nisterium für Digitalisierung und Innova-
tion einzurichten. Ich freue mich, dass die 
CDU Baden-Württemberg auf ihrer Klau-
sur in Kloster Schöntal dies einmütig auch 
so beschlossen hat. Denn das Land muss 
den Drive und die Impulse, die aus der 
Wirtschaft und der Forschung kommen, 
noch schneller und besser aufnehmen, 
bewerten und begleiten können.
Natürlich ist und bleibt die Digitalisie-
rung eine Querschnittsaufgabe. Ein neu 
ausgestaltetes Ministerium würde die 
anderen Ministerien deshalb auch selbst-
verständlich nicht davon entbinden, di-
gitale Aspekte mitzudenken und voran-
zubringen. Aber aus meiner Sicht ist 
entscheidend, dass es ein Ressort gibt, 
das den Hut auf und die Entscheidungs-
hoheit hat. Ohne Durchgriffsmöglich-
keiten ist so ein Ministerium überflüssig.

Dr. Susanne Eisenmann,  

susanne.eisenmann@cdu-bw.de,  

www.cdu-bw.de  

Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin für Kultus, Jugend und Sport und CDU-Spitzenkandidatin

Landespolitik

Fo
to

gr
af

: K
D

 B
us

ch

GAPLATEC GmbH | Wacholderstr. 27  | D-71723 Großbottwar
Tel: (+49) 7148 16 66 010 | anfrage@gaplatec.de | www.gaplatec.de

Wir planen innovative Großküchensysteme komplett mit  
Ablufterfassung, Kälteanlagen, Wärmerückgewinnung mit wenigen 

Schnittstellen und kurzen Wegen für Ihren nachhaltigen Erfolg.

Wir machen aus Ihrer Kantine ein Mitarbeiterrestaurant! 
Statt 2 Std. Nutzung eine Zonierte Nutzung über den gesamten Arbeitstag
Kein Schlange stehen sondern individuelle Insellösungen autark gestaltet 
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Hier bin ich daheim.

WOHLFÜHLEN.
SICHER SEIN. LEBEN.

Individuelle Architektur, freie
Planung, hochwertige Materialien, 
angenehmes Raumklima, guter 
Schallschutz – wir erfüllen Ihre 
persönlichen Wünsche.

www.schwoererhaus.de

Schwörer
Haus®
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Prof. Dr. Wolgang Reinhart MdL

Ergebnisse  
der CDU-Klausur

„Die CDU-Landtagsfraktionen der beiden Automobilländer 
Baden-Württemberg und Niedersachen warnen davor, das 
vorzeitige Aus für den Verbrennungsmotor auszurufen. Wir 
müssen den Weg der Vernunft gehen und der führt nur über 
echte Technologieoffenheit. Nur so kann die Automobilwirt-
schaft als wichtigste Industrie in Deutschland und vor allem in 
den beiden Ländern den ökonomischen und technologischen 
Transformationsprozess erfolgreich bestreiten“, betonte 
CDU-Fraktionschef Reinhart. „Zusammen mit meinem Kolle-
gen Dirk Toepffer haben wir intensiv und länderübergreifend 
über die strategischen Fragen in der Automobilindustrie ge-
sprochen. Ein starres Enddatum für den Verbrennungsmotor 
lehnen wir ab. Mit solchen Ultimaten werden wir den techno-
logischen Wandel nicht meistern.“

„Um den CO2-Ausstoß zu senken oder ganz zu stoppen, steht 
für uns fest: Die Batterie alleine ist nicht das Allheilmittel. Die 
Zukunft fährt nicht nur batterieelektrisch. Nicht jeder kann 
sich ein teures Elektroauto mit eigener Ladestation zuhause 
leisten. Wir brauchen auch weiterhin die Verbrennertechno-
logie. Die Wissenschaftler vom KIT haben uns im Experten-
gespräch darin bestärkt, dass wir auf einen breiten Mix beim 
Antrieb der Zukunft setzen müssen“, betonte Reinhart.

„Wir wollen, dass die aktuell zu einseitige Fokussierung auf 
die Batterie erweitert wird. Synthetische Kraftstoffe wie auch 
Wasserstoff bieten enorme Chancen, um unsere bestehende 
Technologieführerschaft beim Verbrenner zu erhalten und in 
die Zukunft mitzunehmen. Daher ist das Thema für uns aus 
baden-württembergischer Sicht strategisch hochinteressant 
und vielversprechend. Nur wenn wir technologieoffen sind, 
können wir den technischen und innovativen Vorsprung hal-
ten, den wir noch haben. Gerade China ist dabei, uns hier den 
Rang abzulaufen. Wer sich nicht bewegt, an dem zieht die 
Technologie vorbei“, machte Reinhart deutlich.

Wir wollen den demografischen Wandel aktiv gestalten!
„Die CDU-Landtagsfraktion will im Zuge der Gestaltung des 
demografischen Wandels in Baden-Württemberg das enorme 
wirtschaftliche und soziale Potenzial unseres Landes erhalten 
und ausbauen, den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken 
und fördern, gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und 
Land bewahren und Menschen jeden Alters ein gutes Leben 
in Baden-Württemberg ermöglichen“, betonte Reinhart. Dazu 
habe die Fraktion in ihrer Klausur die Grundzüge eines Im-
pulspapiers Demografie zur Diskussion in den Arbeitskreisen 
beschlossen. Bis spätestens April 2020 soll es in der Fraktion 
verabschiedet werden“, so Reinhart.

(Von links) Dr. Albrecht Schütte MdL, Marion Gentges MdL, Prof. Dr. Wolfgang 
Reinhart MdL, Staatssekretärin im Wirtschaftsministerium Katrin Schütz, 
Andreas Deuschle MdL

Landespolitik
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„Die Zwanzigerjahre werden das Jahrzehnt der zwei großen 
D’s: Digitalisierung und Demografie. Die demografische Ent-
wicklung und ihre Folgen werden eine der Querschnittsfragen 
der nächsten Jahre sein. Die Verschiebungen in der Alters-
struktur werden bis 2030 mit voller Wucht in allen Bereichen 
ankommen“, betonte Reinhart.

„In diesem Zusammenhang müssen wir uns auch damit 
befassen, ob es eine bundesweite Einführung eines ver-
pflichtenden gesellschaftlichen Jahres für alle jungen 
Frauen und Männer geben soll. Aber nicht einfach nur 
als Pflegekräfte, sondern insbesondere als Möglichkeit, 
junge Menschen aktiv für die Gestaltung des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts zu gewinnen. Das wäre nicht nur 
ein klares Zeichen der Anerkennung für alle sozialen Be-
rufe, sondern es würde auch den Generationenvertrag 
stärken und mehr junge Menschen an wichtige und er-
füllende Aufgabenfelder heranführen. Bis notwendige 
Rechtsänderungen auf der Bundesebene umgesetzt sind, 
sehen wir die Stärkung der Freiwilligendienste im Land 
und die erfolgte Stärkung des freiwilligen sozialen Jahres 
durch die CDU-Fraktion als wichtige Beiträge zur Stär-
kung unseres gesellschaftlichen Zusammenhalts an“, hob 
Reinhart hervor.

Niedrigzinspolitik der EZB darf die Sparer nicht weiter belasten:
„Sparen ist ein Kulturgut, das für die nachhaltige Sicherung 
unseres Wohlstands entscheidende Bedeutung hat. Wir wol-
len, dass vor allem auch innerhalb der jüngeren Generation 
der Sparwillen erhalten bleibt. Es darf nicht zu einer Ameri-
kanisierung beim Verhalten zum Geld kommen. Das Leben 
auf Pump mit der Kreditkarte ist der falsche Weg. Die Spar-
DNA darf nicht verlorengehen“, forderte Reinhart.

„Durch die vielen Regulierungen in den Unternehmen sind wir 
zu einem Hochsteuerland geworden. Wir müssen durch eine 
Unternehmenssteuerreform die Wirtschaft entlasten. Die 
Entlastung durch niedrige Unternehmenssteuern ist ein ge-
eignetes Mittel, um die Belastungen der Unternehmen durch 
Null- und Negativzinsen abzufedern“, betonte Reinhart.

„In der Diskussion mit dem LBBW-Chef Rainer Neske mach-
te die CDU-Fraktion ihre klare Erwartung deutlich, dass es 
bei den Sparkassen im Land keine Negativzinsen für Klein-
sparer geben sollte“, so Reinhart.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL,

marcel.busch@cdu.landtag-bw.de,

www.fraktion.cdu-bw.de  

Landespolitik
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Fabian Gramling MdL

Die arbeitende Mitte verdient 
eine echte Steuerentlastung

Organisationen wie die OECD kritisieren, 
dass Arbeitnehmer in Deutschland viel-
fach mehr an den Staat abgeben müssen 
als in anderen Industriestaaten. Verbild-
licht bedeutet das: Von jedem Euro, der 
verdient wird, geht rund die Hälfte in 
irgendeiner Form an den Staat. 
Bei der Forderung nach Steuerent-
lastungen wird häufig entgegnet, dass 
eine seriöse Steuer- und Finanzpolitik 
verlangt, dass man aufzeigt, wo das feh-
lende Geld überhaupt herkommen soll. 
Im Jahr 2019 haben Bund, Länder, Ge-
meinden und Sozialversicherungen 50 
Milliarden mehr eingenommen als aus-
gegeben – und das zum sechsten Mal 
in Folge! Fakt ist: Fehlende Steuerein-
nahmen sind auf jeden Fall kein Gegen-
argument. Die Bundesregierung hat 
zwar zahlreiche Maßnahmen angepackt 
und umgesetzt wie zum Beispiel die Ent-
schärfung der kalten Progression und die 
Anpassung von Freibeträgen. Die letzte 
wirkliche Steuerentlastung für die breite, 
arbeitende Mitte der Gesellschaft liegt 
jedoch inzwischen 20 Jahre zurück. Des-
halb ist die Zeit jetzt gekommen, in der 
die CDU für eine große Steuerreform 
werben muss. 
Seit Angela Merkel Kanzlerin ist, haben 
sich die Steuereinnahmen in Deutsch-

land fast verdoppelt, das Durchschnitts-
einkommen ist aber nur um knapp die 
Hälfte gestiegen. Und damit nicht 
genug. Schauen wir uns den Spitzen-
steuersatz an: Im Jahr 1965 musste man 
noch das 15-fache des Durchschnitts-
einkommens verdienen, um überhaupt 
in die Nähe des Spitzensteuersatzes zu 
kommen. Heutzutage ist es nicht mal 
das Eineinhalbfache. 
Was bedeutet das in Zahlen? In Deutsch-
land zahlen mittlerweile rund vier Mil-
lionen Bürgerinnen und Bürger den 
Spitzensteuersatz von 42 Prozent. Der 
Spitzensteuersatz hat sich bis tief in 
unsere hart arbeitende Mittelschicht vor-
gefressen. Ein Zustand, den wir wieder 
ändern müssen. Wenn sich Arbeit wirk-
lich wieder lohnen soll, brauchen wir 
jetzt den großen Wurf! 
In einer GroKo wird das nicht funktionie-
ren. Das hat erst kürzlich die neue SPD-
Parteivorsitzende deutlich gemacht. Sie 
hält Steuersenkungen für gefährlich. 
Wahrscheinlich könnten Bürgerinnen 
und Bürger auf die Idee kommen, ihr Geld 
auszugeben, ohne auf die allmächtige 
Kraft der SPD zu vertrauen. 
Aber auch wir, die CDU, stehen in der Ver-
antwortung. Statt für aufrichtige Steuer-
entlastungen zu streiten, sind wir fleißig 

dabei, über neue Steuern zu diskutieren. 
Mit Blick auf das Wahljahr 2021 – mit der 
Landtagswahl im März und der Bundes-
tagswahl im September – müssen wir uns 
besinnen. Wir müssen den Wählerinnen 
und Wählern glaubhaft vermitteln, dass 
wir an einer großen und vor allem ge-
rechten Steuerreform für die breite Mitte 
der Gesellschaft interessiert sind. Wir 
müssen einen Plan aufzeigen, wie wir die 
Steuerlast nachhaltig senken.
Das Institut der deutschen Wirtschaft 
hat 2017 ausgerechnet, dass eine Steuer-
reform, bei welcher die Steuersätze 
grundsätzlich reduziert werden, zwi-
schen zehn und zwanzig Milliarden Euro 
kosten würde. Ich finde, das können und 
das sollten wir uns leisten.

Fabian Gramling MdL,  

fabian.gramling@cdu-landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de  

Fabian Gramling MdL
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Starker Ländlicher Raum

Wofür steht die CDU – für viele Wähler, 
aber auch Parteimitglieder, scheint die 
Frage nur noch schwer beantwortbar 
zu sein. Deshalb braucht es wieder eine 
klare CDU-Linie, die wir im Land und im 
Bund vertreten. Mit unserer Politik für 
den Ländlichen Raum haben wir in den 
letzten Jahren entscheidende Pflöcke 
eingeschlagen. 

In Baden-Württemberg zählen rund 70 
Prozent der Landesfläche zum Länd-
lichen Raum. Dort leben 35 Prozent der 
Bevölkerung, die 30 Prozent der Wirt-
schaftskraft unseres Landes erbringen. Im 
Gegensatz zu anderen Ländern stehen die 
ländlichen Räume in Baden-Württemberg 
auf Augenhöhe mit den Ballungsräumen 
– bei der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit, bei den Arbeitsplätzen und bei den 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge vor 
Ort. Dies verdanken wir den vielen inno-
vativen kleinen und mittelständischen 
Unternehmen im Ländlichen Raum, die 
ganz vorne in der Weltliga mitspielen und 
attraktive Arbeitsplätze bieten. 

Vorausschauende Strukturpolitik
Mit einer vorausschauenden Struktur-
politik sorgen wir dafür, dass der Länd-
liche Raum auch weiterhin als Wohnort 
und Arbeitsstätte attraktiv bleibt. Unsere 
„hidden champions“ im Ländlichen Raum 
spüren den harten Wettbewerb um Fach-
kräfte und brauchen das richtige Umfeld, 
um auch weiterhin für qualifizierte Arbeits-
kräfte attraktiv zu bleiben. Dabei spielt die 
soziale und kulturelle Infrastruktur eine 
immer wichtigere Rolle. Deshalb schaffen 

und stärken wir die notwendigen Rahmen-
bedingungen, damit attraktive Arbeits-
plätze, eine hohe Wertschöpfung und viel-
fältige Einrichtungen der Daseinsvorsorge 
auch weiterhin das Markenzeichen unseres 
Landes bleiben.

Gute Lebens- und Arbeitsbedingungen 
erhalten
Die Stärken des Ländlichen Raums aus-
zubauen und gleichzeitig nachteiligen 
Folgen des Strukturwandels entgegenzu-
wirken, ist CDU Politik pur. Durch gezielte 
Förderprogramme sorgen wir im Land 
dafür, gleiche Lebensverhältnisse in Stadt 
und Land zu ermöglichen. 
So stärken wir die Lebensqualität und 
die Wirtschaftskraft der Gemeinden und 
Dörfer in ländlichen Gegenden gezielt 
und gehen dabei sorgsam mit den natür-
lichen Lebensgrundlagen um. Mit dem 
Entwicklungsprogramm Ländlicher Raum 
(ELR), dem zentralen Instrument unse-
rer baden-württembergischen Struktur-
politik, fördern wir seit 25 Jahren Pro-
jekte, die lebendige Ortskerne erhalten, 
zeitgemäßes Leben und Wohnen ermög-
lichen, eine wohnortnahe Versorgung si-
chern und zukunftsfähige Arbeitsplätze 
schaffen. 2020 unterstützt das Land 
durch ELR-Fördermittel in Höhe von rund 
90 Millionen Euro über 1.530 Projekte in 
487 Gemeinden. Hinzu kommt die För-
derung von innovativen Firmen mit Sitz 
im Ländlichen Raum. In der Förderlinie 
„Spitze auf dem Land“ werden seit 2014 
pro Jahr durchschnittlich 18 potenzielle 
Weltmarktführer mit rund sechs Millio-
nen Euro unterstützt.

Zukunft Ländlicher Raum
Die ländlichen Räume in Baden-Württem-
berg entwickeln sich unterschiedlich. Des-
halb müssen auch differenzierte Antworten 
auf anstehende Zukunftsfragen gefunden 
werden. Mit unseren Modellprojekten und 
Studien, unter anderem in den Bereichen 
Nahversorgung, Digitalisierung und Gesund-
heit, bestellen wir die für den Ländlichen 
Raum wichtigen Zukunftsfelder. Ein zentra-
les Thema für Stadt und Land ist die Frage 
der Mobilität. Das Verkehrsministerium hat 
es versäumt, Lösungen anzubieten, die auf 
der einen Seite nachhaltig sind, andererseits 
aber auch den Ansprüchen der Menschen 
im Ländlichen Raum gerecht werden. Wir 
brauchen eine Wende in der Verkehrspolitik 
- und zwar schnell. 
Unsere Ziele sind eine gute Nahversorgung, 
ein qualitativ hochwertiges Bildungsangebot, 
eine leistungsfähige und flächendeckende 
medizinische Versorgung, aber auch die Si-
cherung einer guten Erreichbarkeit von Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge und Arbeits-
plätzen. Unsere Wirtschaftsministerin Nicole 
Hoffmeister-Kraut hat in den letzten Jahren 
bewiesen, dass sie nicht nur ein gutes Ge-
spür für eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik 
hat, vor allem im Bereich Wohnungsbau sind 
wir durch ihre klare Haltung deutlich voran-
gekommen – in Stadt und Land. 
Markenkern der CDU ist eine starke und 
verlässliche Politik für die Menschen. Dabei 
müssen wir alle gesellschaftlichen Grup-
pen ansprechen. Handwerker und Aka-
demiker, Unternehmer und Angestellte, 
Landwirte und Ärzte, sie alle müssen bei 
der CDU wieder eine Heimat finden. Nicht 
durch eine beliebige, sondern durch eine 
zielgerichtete Politik der Mitte. 

Isabel Kling, 

pressestelle@mlr.bwl.de,

www.mlr.baden-wuerttemberg.de  
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Digitalisierung in der Landwirtschaft –  
bislang noch unterschätzte Möglichkeiten

Beim Blick auf die Landwirtschaft haben 
viele Menschen noch ein sehr veraltetes Bild 
vor Augen. Zu Unrecht. Betrachtet man nun 
noch die jüngsten Diskussionen z.B. um das 
„Volksbegehren Artenschutz“, kann Digitali-
sierung gerade in der Landwirtschaft ein gro-
ßer Teil der Lösung sein. Hierbei sollten drei 
Säulen getrennt betrachtet werden, die aber 
am Ende wieder zu einem Teil verschmelzen 
und sich gegenseitig unterstützen. 
Die erste Säule ist die Fernerkundung. Hier-
bei werden mittels Drohnenerkundung oder 
Sensorik Daten ermittelt, die es dem Land-
wirt erlauben, eine genaue Einschätzung 
seiner Schläge (Felder) vorzunehmen. Diese 
Untersuchungen reichen vom Feuchtegehalt 
im Boden über den Nährstoff- bzw. Stick-
stoffgehalt bis hin zum möglichen Schäd-
lingsbefall an Pflanzen. Die erhobenen Daten versetzen den Landwirt 
in die Lage, punktgenau zu düngen oder Schädlinge zu bekämpfen. 
Diese Technologien befinden sich teilweise schon im Einsatz.
Die zweite Säule ist das Precision Farming. Hierbei werden die be-
reits erhobenen Daten direkt in der landwirtschaftlichen Produktion 
umgesetzt. Die ermittelten Daten ermöglichen es dem Landwirt, 
mit Hilfe von GPS-Daten punktgenau zu düngen oder Schädlinge 
zu bekämpfen, anstatt diese Mittel großflächig auszubringen.  Die 
Vorteile liegen auf der Hand. Durch diese genauen Anwendungen 
können die Menge an eingesetzten Schädlingsbekämpfungs- bzw. 
Düngemitteln reduziert werden. 
Die dritte Säule betrifft die Automation bzw. Robotik. Automation 
in der Landwirtschaft kennen die meisten Menschen höchstens vom 
Melkroboter. Dies ist sicherlich ein Bereich, aber mit Blick für die ers-
ten beiden Säulen ergeben sich hierbei ganz andere Möglichkeiten. 
Dies reicht bis hin zum autonomen Fahren, in dem Traktoren anhand 
von sehr genauen GPS-Daten die Düngung z.B. selbst übernehmen. 
In diesem Bereich haben bereits alle großen Landmaschinen-
hersteller entsprechende Produkte im Angebot, teilweise mit - teil-
weise ohne autonomes Fahren. Entsprechende Drohnen sind auch 
von diversen Anbietern erhältlich. 
Digitalisierung gerade im landwirtschaftlichen Bereich bietet uns 
zum einen also die Chance der Reduktion von Mitteln der Schäd-
lingsbekämpfung und Düngemitteln durch eine viel genauere An-
wendung. Zum anderen aber auch – und das ist das Ergebnis hier-
von - einer höheren Akzeptanz unserer Landwirtschaft. Klar ist aber 
auch, dass die Betriebe in der Lage sein müssen, diese Techniken 
zu erwirtschaften. Gerade für unsere kleinstrukturierte Landwirt-
schaft in Baden-Württemberg – die wir ja haben wollen – sind die 
hier beschriebenen Investitionen nur schwer zu schultern. Hier gilt 
es, sich über innovative Lösungen Gedanken zu machen, z.B. über 
Maschinenringe oder auch Genossenschaftsmodelle. Ebenso müs-

sen wir bei der Ausbildung der Landwirte 
verstärkt den Blick auf diese Techniken 
legen. Digitale Kompetenz ist die Grundlage 
für den Umgang hierfür. Und klar muss auch 
sein, dass der sicherere Umgang und die 
Sicherheit der erhobenen Daten gewähr-
leistet sein muss. Es muss durch regulato-
rische Maßnahmen sichergestellt werden, 
dass die Daten auch bei den Landwirten 
bleiben. Wenn wir diese sich stellenden Fra-
gen und Probleme zuverlässig lösen, ist Di-
gitalisierung in der Landwirtschaft nicht nur 
eine Arbeitserleichterung für die Landwirte, 
sondern auch ein maßgeblicher Baustein 
für den Artenschutz und damit für die ent-
sprechende Akzeptanz der Landwirtschaft. 

Dr. Patrick Rapp MdL,

kontakt@patrick-rapp.eu,

www.patrick-rapp.eu   

Dr. Patrick Rapp MdL 
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Rainer Wieland MdEP 

We will miss 
them

Am 31.1.2020 verließ das Vereinigte 
Königreich (VK) formal die EU. Beide, 
sowohl das VK als auch die EU, streben 
nun eine ambitionierte Partnerschaft 
an, die auf gemeinsamen Werten, Über-
zeugungen und einer tiefen Freund-
schaft gründet. Bis Ende 2020 gilt eine 
Übergangsphase. In dieser werden beide 
Seiten über die künftigen Beziehungen 
verhandeln. Schon jetzt ist klar, dass die 
Verhandlungen schwierig und vermutlich 
auch langwierig werden. 
Boris Johnson hat schon vor Beginn der 
Verhandlungen deutlich gemacht, dass er 
ein Freihandelsabkommen mit der EU nach 
kanadischem Vorbild anstrebe. Analog zu 
diesem Freihandelsabkommen hieße dies, 
dass es einen Freihandel zwischen der EU 
und dem VR gibt, aber sich auch beide 
Seiten auf gemeinsame soziale und öko-
logische Standards verständigen müssen. 
Gerade diese Verständigung auf soziale 
und ökologische Standards lehnt John-
son ab. Aus seiner Sicht bedingt ein Frei-
handelsabkommen nicht gleichzeitig die 
Festlegung dieser Standards. 

Eine solche „Rosinenpickerei“ lehnen wir 
- erneut - ab. Wir streben ebenfalls keine 
Zölle und Einfuhrquoten auf Waren an. 
Allerdings ist dies an klare Bedingungen 
geknüpft. So hat Michel Barnier, Chef-
unterhändler der EU, vorab deutlich 
gemacht, dass Großbritannien künftig 
einen offenen und fairen Wettbewerb 
führen müsse und d.h., dass sich London 
auch weiterhin an die von der EU gesetz-
ten Standards halten müsse - wie zum 
Beispiel bei der Klima- und Steuerpolitik. 

Das EU-Parlament macht deutlich, dass 
der Zugang zum Binnenmarkt ohne die 
Akzeptanz der anderen Freizügigkeiten - 
insbesondere die Personenfreizügigkeit 
als die fundamentale Säule des Binnen-
marktes - nicht möglich ist. Derzeit leben 
3,2 Mio. EU-Bürger im VK und 1,2 Mio. 
Menschen mit britischem Pass in den 
Mitgliedstaaten. Die Bürgerrechte dieser 
Menschen werden eine hohe Priorität bei 
den Verhandlungen haben. Die Bürger 
auf beiden Seiten des Ärmelkanals er-
warten von uns Verlässlichkeit. 
Der Brexit bedeutet nicht nur eine Ver-
schiebung des geographischen Mittel-
punktes der EU, sondern eine Ver-
schiebung der Gewichte innerhalb des 
Europäischen Rates hin zu den süd- und 
osteuropäischen Ländern. Dies schwächt 
auch die Position Deutschlands im Rat. 
Gleichzeitig müssen wir unseren euro-
päischen Weg weiter beschreiten und 
daran arbeiten, die EU noch effektiver, 
handlungsfähiger und bürgernäher zu 
machen. Es muss uns klar sein, dass mit 
den nun anstehenden Verhandlungen 
auch über die Zukunft der EU ent-
schieden wird. Sollte der Weg der Briten 
Schule machen, dann droht dem Projekt 
„In Vielfalt geeint“ schwerer Schaden.

Rainer Wieland MdEP,

rainer.wieland@ep.europa.eu,

www.mdep.de  
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Übertragung von Unter-
nehmen – Vermeidung von 
Datenschutzverstößen!

Sollen nur Teile eines Unternehmens 
oder das „gesamte Unternehmen“ ohne 
die am Unternehmen hängenden Schul-
den übertragen werden, kommt der As-
set-Deal ins Spiel. Denn es wird nicht das 
Unternehmen als solches, sondern nur 
seine Assets veräußert. 
Dabei werden also Assets von einem Rechts-
träger auf einen anderen übertragen, was 
zugleich bedeutet, dass Daten von einem 
Rechtsträger auf einen anderen übermittelt 
werden. Sind hiervon personenbezogene 
Daten betroffen, ist ein solcher Vorgang 
auch datenschutzrechtlich relevant. Die 
Übertragung solcher Daten ist nur dann 
zulässig, wenn – vereinfacht gesagt – die 
betroffenen Personen einwilligen oder eine 
Interessenabwägung zur Zulässigkeit führt.

Die deutschen Aufsichtsbehörden und 
der Asset-Deal
Im Mai 2019 haben die deutschen Daten-
schutzaufsichtsbehörden Fallgruppen für 
den Asset-Deal vor- und Überlegungen 
zur Gestaltung angestellt. Diese Aus-
führungen sind rechtlich nicht verbind-
lich, aber zeigen das zu erwartende Ver-
halten der Aufsichtsbehörden. 
Die Fallgruppen umfassen:
•	 Fälle fortgeschrittener 

Vertragsanbahnung, 
•	 Übertragung laufender 

Vertragsbeziehungen, 
•	 Bestandskunden ohne laufende Ver-

tragsbeziehung (vor und nach Ablauf 
von 3 Jahren), 

•	 Abtretung offener Forderungen und 
•	 besondere Kategorien personen-

bezogener Daten (Patienten etc.)
Für die Praxis ergeben sich hieraus keine 
detaillierten Handlungspläne oder -abläufe. 
Für den Praktiker ergibt sich aber ein klare-
res Bild auf die Sicht der Aufsichtsbehörden.

Die versteckten Aufwände der DSGVO
Während die DSGVO Erleichterungen in der 
Bewertung der Zulässigkeit gebracht hat, 
hat sie in der praktischen Realisierung neue 

Anforderungen geschaffen. In der Praxis zu-
weilen unterschätzt und kaum thematisiert 
ist die Transparenzpflicht gegenüber den 
betroffenen Personen – also denjenigen, 
deren Daten übergehen sollen. Eine unvoll-
ständige, falsche oder nicht rechtzeitige 
Unterrichtung ist bußgeldbewehrt.
Unklar ist derzeit, ob nur der Empfänger 
der Daten oder auch das übertragende 
Unternehmen informieren muss. Auf-
grund der präzisen Vorgaben in Art. 13, 14 
DSGVO sind dann unterschiedliche Hin-
weise des übertragenden und des über-
nehmenden Unternehmens erforderlich. 
Das ist lösbar, erfordert aber Überlegungen 
zur Gestaltung im Vorfeld. Gerade über 
den Zeitpunkt der Unterrichtung gibt es 
Meinungsverschiedenheiten (also: vor, mit 
oder nach der Übertragung?).
Darüber hinaus sieht die DSGVO zu-
sätzliche Anforderungen vor. Hervorzu-
heben ist etwa die Rechenschaftspflicht 
nach Art. 5 DSGVO, wonach jeder Ver-
antwortliche seine Datenschutz-Com-
pliance dokumentieren muss. Die Doku-
mentation lässt sich über ein geschicktes 
Schema abbilden, die dahinterstehende 
Prüfung muss dennoch erfolgen und 
schafft Aufwand. 

Fazit 
Die DSGVO macht die Übertragung von 
Daten als Assets in der rechtlichen Be-
wertung einfacher und hat mehr Spiel-
raum geschaffen. Die Pflicht zur Unter-
richtung der betroffenen Personen und 
die Rechenschaftspflicht zwingen aber 
zur Befassung mit den datenschutzrecht-
lichen Aspekten im Vorfeld.
Kurzum: Durch die DSGVO ist nicht alles 
strenger, aber aufwendiger geworden. 
Die DSGVO erzwingt eine Befassung mit 
den datenschutzrechtlichen Aspekten. 
Diese sind lösbar – sofern sie rechtzeitig 
berücksichtigt werden.

Dr. Jens Eckhardt, 

 dmp@derra-ul.de,  

www.derra.eu/de  

Dr. Jens Eckhardt, Fachanwalt für Informations-
technologierecht, Datenschutz-Auditor (TÜV), 
Compliance Officer (TÜV) 

Gesetzesnews



38

Landesfachausschuss Finanzen 

Diskussion über Grundsteuer

Wichtigster Tagesordnungspunkt war 
die Thematik Grundsteuer. Der Vor-
sitzende des Ausschusses Tobias Wald 
MdL hatte im Vorfeld der Sitzung ein 
schriftliches Statement zum aktuellen 
Diskussionsprozess innerhalb der CDU 
als auch Landesregierung erstellt.

Neben einer tabellarischen Gegen-
überstellung der einzeln bekannten 
und diskutierten Modelle wurden 
diese auch in Schriftform erläutert. 
Dabei erfuhr der Leser das Modell, die 
Wirkungsweise sowie eine Kommentie-
rung durch Herrn Wald hinsichtlich der 
Vor- und Nachteile.
Im Wesentlichen waren diese Punkte 
dann auch Gegenstand seines Vor-
trages. Eingeladen wurde auch die stv. 
Hauptgeschäftsführerin des Städte-
tages Baden-Württemberg, Frau Dr. 
Susanne Nusser.

Im Landesfachausschuss sind die ein
zelnen CDU-Gliederungen, (u.a. Junge 
Union, Senioren Union etc.) vertreten, 
daneben auch Experten aus Verbänden 
und der Finanzverwaltung. Die MIT 
Baden-Württemberg ist ebenfalls ver- 
treten. 
Die Beschlusslage innerhalb des Lan
desfachausschusses ist unverändert. 
Das Bundesmodell wird weiterhin 

abgelehnt. Innerhalb der Koalitions-
partner besteht die Vereinbarung, bis 
Mitte 2020 eine Einigung in Baden-
Württemberg herbeizuführen und 
sich auf eines der Modelle zu einigen. 
Im Einzelnen geht es um das Flächen-
modell, das von Bayern entwickelt 
wird, das Bodenwertmodell, das von 
Frau Finanzministerin Sitzmann präfe-
riert wird und einer Kombilösung, das 
sogenannte (WALD-Modell), das eine 
Kombination zwischen Flächen und 
Bodenwertmodell vorsieht. Herr Wald 
legt Wert auf die Feststellung, dass das 
WALD-Modell eine Wortschöpfung 
des Ministerpräsidenten sei.

Die MIT Baden-Württemberg hat in 
einem Beschluss des Landesvorstandes 
vom 4.12.2019 entschieden, das 
Flächenmodell zu präferieren. Dies 
wurde in verschiedenen Gesprächen 
zuletzt bei einer Anhörung der CDU-
Landtagsfraktion positioniert. Herr 
Wald kann die Position der MIT nicht 
nachvollziehen und lehnt das Flächen-
modell ab. Nach seiner Auffassung ist 
die Grundsteuer eine, vereinfacht aus-
gedrückt, „Infrastruktursteuer“, deren 
Folge die Gleichbehandlung von z.B 
Grundstücken er als ungerecht emp-
findet. Es sei ein Unterschied, ob man 
eine Grundstücksfläche in der Innen-

stadt von Stuttgart besitze oder in 
einem außenliegenden Stadteilbezirk. 
Seiner Meinung nach müsste die unter-
schiedliche Werthaltigkeit der Grund-
stücke bei der Berechnung der Steuer 
ihren Niederschlag finden. Das Modell 
nach dem Bodenwertmodell lehnt er 
ab, weil hier eben nur die Grundstücks-
fläche berücksichtigt wird und die Ge-
bäudefläche außen vor bleibt.

Er sieht in der Einbeziehung der Boden-
richtwerte, die in jeder Gemeinde vor-
liegen, den gerechten Ausgleich zwi-
schen den beiden Modellen. Aus Sicht 
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des Städtetages, vertreten durch Frau 
Dr. Nusser, ist das Flächenmodell abzu-
lehnen, wie Herr Wald, da dieses Mo-
dell einmal durch die Gleichbehandlung 
nicht gleicher Grundstücke neue Un-
gerechtigkeiten schaffen würde und 
somit als nicht verfassungskonform 
angesehen werden könnte. Für die Ge-
meinden und Städte aber Kontinuität 
wichtig ist.

Die Forderung der CDU-Landtags-
fraktion nach einer einfachen und von 
jedermann leicht nachvollziehbaren 
Regelung, (das wäre das Flächen-
modell) scheint nach Würdigung der 
Diskussion im Landesfachausschuss 
nicht durchsetzungsfähig zu sein. Die 
Mehrheit der Vertreter der einzelnen 
CDU-Gliederungen plädierten für die 
Einbindung einer Wertkomponente.

Frau Dr. Nusser meinte in Richtung 
MIT, dass wer Mittelstandsförderung 
ernst nehmen wolle, der müsse eigent-
lich für das Bodenwertmodell sein. 
Nach Berechnungen des Städtetages 
verschieben sich die Belastungen für 
das Gewerbe von heute 42 % auf 17 
% nach der Reform mit dem Boden-
wertmodell. Wohnen wird deutlich 
ansteigen insbesondere bei alten 
1-2-Familienhäusern. Herr Wald sieht 
eben diese Verschiebung kritisch und 
verweist darauf, dass das WALD-Mo-
dell hier zu mehr Gerechtigkeit führen 
würde. Aber auch in seinem Modell 
würde eine deutliche Entlastung des 
Mittelstandes liegen.

Frau Dr. Nusser würde gerne ein „Boden-
wertmodell +“ einführen. Dabei würde 
sie gerne die objektive Leistungsfähig-
keit des Grundstückes mit in den An-
satz bringen. Sie skizziert die Idee einer 
gesplitteten Steuermesszahl Wohnen/
Gewerbe und sieht in der Tatsache, dass 
die Gemeinden über den Hebesatz eine 
wichtige Steuerungsgröße besäßen.

Die Anpassung der Grundsteuer muss 
alle 7 Jahre erfolgen. In der Tat sieht der 
Städtetag in dieser Vorgabe die größte 

und wichtigste Herausforderung für 
die Verfassungskonformität der Zu-
kunft, denn die Unfähigkeit der An-
passung der Einheitswerte war ein 
wichtiger Grund, um diese Steuer 
zu kippen. Noch gibt es für diese zu-
künftigen Anpassungsarbeiten kein 
Konzept.
Der Zeitplan ist eng, noch ist keine Ei-
nigung in Sicht.

Thomas Haas, 

haasthstuttgart@gmail.com  
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Land schafft 
Verbindung 

“Wenn man jeden Tag erlebt, wie sei-
nem Gegenüber die Arbeit immer 
schwerer fällt und die Zweifel an der 
eigentlichen Berufung immer größer 
werden, warum darf man dann nichts 
tun? Warum darf man nicht versuchen, 
an dieser Misere etwas zu ändern? 

Ich habe am 01.10.2019 die Ent-
scheidung getroffen, dass ich mich 
einsetzen möchte. Für meinen Mann, 
meine Kinder, für unseren Berufsstand, 
und habe die Gruppe „Land schafft 
Verbindung“ bei Facebook gestartet. 
Und durfte erleben, wie diese Idee bei 
vielen dankbar aufgenommen wurde.” 
Eine Aussage der Initiatorin Maike 
Schulz-Broers auf die Frage, warum 
„Land schafft Verbindung“ entstanden 
ist. 
Von Anfang an war die Bewegung voll-
kommen verbandsneutral aufgestellt. 
Schnell wurde die Gruppe größer, 

es fanden sich Mitstreiter, auf deren 
Schultern man dieses Projekt ge-
meinsam verteilen konnte und heute 
noch kann. 
Die erste Welle der Demonstrationen 
wurden innerhalb von drei Wochen auf 
die Beine gestellt. Gemeinsam mit den 
heutigen Gründungsmitgliedern des 
gleichnamigen Vereins, Sarah Dreilich, 
Marcus Vianden und Klaus-Peter Wein-
and und vielen anderen Landwirten, 
wurde bundesweit die größte Bauern-
demo der Nachkriegsgeschichte auf die 
Beine gestellt. 
Am 22. Oktober 2019 waren neben 
20.000 Treckern auch ca. 100.000 
Menschen in 28 Standorten auf der 
Straße, die sich einsetzen für Wert-
schätzung der Landwirtschaft, gegen 
das Agrarpaket, gegen das Freihandels-
abkommen Mercosur, gegen die Ver-
schärfung der Düngeverordnung und 
für eine faire und korrekte Darstellung 
der Landwirtschaft in den Medien, bei 
den NGOs und der Politik. 

Wirtschaft

(Von links) Marcus Vianden und Maike Schulz-Broers 
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Seitdem werden überall in Deutschland 
weitere Demos, Podiumsdiskussionen 
mit Politikern, Aktionen für Ver-
braucher und viele andere tolle Aktio-
nen von Landwirten organisiert, die uns 
immer wieder ins Gespräch bringen. 
Ein weiterer positiver Effekt der Be-
wegung ist die vielerorts neue Kom-
munikations- und Diskussionskultur. 
Menschen setzen sich wieder mit ihrem 
Umfeld und ihren Mitmenschen aus-
einander. Man hat ein neues Wir-Ge-
fühl, welches diese Bewegung trägt 
und uns als Landwirten auch ein neues 
Selbstbewusstsein gibt. 
Ziel der Bewegung ist es, Lösungen zu 
erarbeiten, die praktikabel für alle Be-
teiligten sind. Wir wollen gemeinsam 
mit Landwirten und Fachleuten projekt-
bezogen an Problematiken arbeiten 
und damit wieder eine Stimme in der 
Politik erhalten. 

Land schafft Verbindung e. V. (i. G.) ,

landschafftverbindung@gmail.com   

Wirtschaft
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Johannes Schwörer, Geschäftsführer der SchwörerHaus KG,  
im Interview mit der MIT-Landesgeschäftsstelle

„Viel Schlüsseltechnolgie  
ist schon weg“

SchwörerHaus ist ein wachsendes Unter-
nehmen mit 1.820 Mitarbeitern an sie-
ben Standorten, 40.000 Kunden und 
einem Umsatz von 300 Millionen Euro in 
der Unternehmensgruppe.
Johannes Schwörer, 52, Volljurist, hat 
in Tübingen studiert, ein Referendariat 
am Oberlandesgericht in Stuttgart ab-
geschlossen und wurde dann von seinem 
Onkel Hans Schwörer, der das Unter-
nehmen SchwörerHaus maßgeblich 
über 50 Jahre gelenkt hat, gefragt, ob er 
ins Unternehmen einsteigen wolle. Zu-

sammen mit seiner Frau und dem ersten 
seiner vier Kinder zog Johannes Schwörer 
von Stuttgart nach Oberstetten. Dort hat 
er gebaut – natürlich mit SchwörerHaus.

Welchen Tipp können Sie zum Thema 
„Unternehmensnachfolge“ geben?

Zum Übergebenden: „Geben Sie dem, der 
kommt, eine Chance. Denken Sie daran, 
Sie brauchen jemanden, der es weiter-
macht.“ Zum Nachfolger: „Erkennen Sie 
die Leistung des Vorgängers an. Hören 

Sie ihm zu. Nehmen Sie Ratschläge an.“ 
Wenn beide Seiten aufeinander zugehen 
und Wertschätzung zeigen, so ist eine 
gute Übergabe unproblematisch mög-
lich. Ohne diese Bereitschaft kann es 
sehr schwer werden. 
Ich selbst bin Ende des Jahres 1995 ins 
Unternehmen gekommen und mein 
Onkel ist 2007 gestorben. Wir haben 12 
Jahre zusammen gearbeitet. Es waren 
immer gute, konstruktive Dialoge mit 
ihm. Mein Onkel hat alles gewusst. Ein 
enormer Vorteil, denn wenn ich heute 
einen Berater ins Unternehmen hole, 
muss der Bedarf und Grund definiert 
werden. Und in der Art, wie die Auf-
gabenstellung formuliert wird, findet 
bereits eine Vorselektion statt. Wenn 
Sie jemanden haben, der jahrzehnte-
lange Erfahrung im Unternehmen hat, 
so findet solch eine Vorselektion gar 
nicht statt. Das heißt, die Aufgaben- und 
Problemstellung wird vom Vorgänger so-

Wirtschaft
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fort erkannt. Und das ist natürlich eine 
Riesenchance auf schnelle und effiziente 
Lösungsfindung.

Thema Digitalisierung: Wie weit ist Ihr 
Unternehmen damit?

Es gibt verschiedene Prozesse, die man 
bei der Digitalisierung durchleuchten 
muss. Vorneweg der Vertrieb. Wenn wir 
heute nicht über Social Media, eigene 
Homepage, eigenen Blog, Instagram und 
Facebook und allen möglichen Medien 
unterwegs wären, würden wir wahr-
scheinlich vertriebstechnisch richtige 
Probleme bekommen, weil die meisten 
Anfragen genau über diese Wege zu-
stande kommen. Natürlich ist der Print-
Bereich auch noch wichtig, aber neben 
oder vor dem Print-Bereich kommt der 
digitale Bereich. 
Dann geht es weiter mit den Bereichen 
Produktion, Logistik und schließlich dem 
After Sales Service. Den Produktions-
bereich haben wir schon seit einigen 
Jahren weitestgehend digital abgebildet 
(CAD, CAM). Natürlich kann hier immer 
weiter verbessert werden, aber das 
Wesentliche ist getan. Schwieriger 
waren und sind die extrem aufwendigen 
Logistikprozesse. Wir stellen selbst Mate-
rial her und kaufen gleichzeitig Material 
dazu. Elektro-, Sanitär-, Dachziegel, Farbe, 
und so weiter. Wir haben ca. 80.000 Arti-
kel, die der Kunde aussuchen kann. Das 
alles zu digitalisieren und jahrzehntelang 
zu betreuen (das muss bei einem lang-
lebigen Wirtschaftsgut wie dem Haus ge-
leistet werden), ist eine Herausforderung. 
Welche Materialien sind wann und wie 
auf die Baustelle gekommen und wo 

exakt im Haus verbaut? Wie und wann fal-
len Wartungsintervalle an? Nur aufgrund 
hoher Investitionen sind wir in den letz-
ten Jahren in der digitalen Beantwortung 
dieser Fragen vorangekommen. 

Viele Unternehmer machen sich Sorgen 
um die Wettbewerbsfähigkeit. Die Bundes-
regierung tue zu wenig. Wie sehen Sie das?

Grundsätzlich sehe ich es so, dass die 
Politik Rahmenbedingungen setzen 
muss, die es dem Unternehmer ermög-
lichen, die Arbeitskräfte zu beschäftigen 
und wettbewerbsfähige Produkte zu pro-
duzieren. Die Rahmenbedingungen müs-
sen ganz klar von der Politik kommen. 
Andererseits halte ich es für schwierig, 
wenn jeder Unternehmer, der ein Prob-
lem mit seinem Produkt hat, ruft, dass da 
nun die Politik eine Lösung bringen muss.
Wir haben Bereiche wie zum Beispiel 

die Elektrotechnikindustrie, die in den 
60igern und 70igern in der Nürnberger 
Ecke stark ausgeprägt war, z.B. AEG und 
Grundig, Telefunken und wie sie alle hie-
ßen. Dieser gesamte Industriebereich hat 
sich stark nach Asien verschoben und da-
durch haben wir in Deutschland wichti-
ges Know-how für weitere Entwicklungen 
verloren. Dies waren Fehler in den Unter-
nehmen, aber auch in der Politik und 
schließlich auch im Zusammenspiel 
zwischen den Tarifvertragsparteien. Es 
wurde zu wenig miteinander überlegt, 
wie das Know-How gestärkt werden kann 
und unser Wissen im Land bleibt.
Dies war ein großer Fehler aller be-
teiligten gesellschaftlichen Kräfte. Fakt 
ist, dass dadurch unser Wirtschaftsstand-
ort Deutschland geschwächt wurde. Wir 
müssen nun sehr darauf achten, dass die 
gleichen Fehler nicht auch in der Fahr-
zeugindustrie gemacht werden.

 Die Zukunft – FlyingSpace Kohler

Wirtschaft
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Welchen Herausforderungen stehen kleine 
und mittelständische Unternehmen gegen-
über und wie können sie bei deren Lösung 
unterstützt werden, um innovativ und 
wettbewerbsfähig zu bleiben?

Ich bin der Meinung, dass das wichtigs-
te Potenzial eines jeden Unternehmens 
die Mitarbeiter sind. Die Innovationen 
entstehen in den Köpfen der Leute, die 
dort arbeiten. Und darauf sollte man 
sich konzentrieren. Das bringt mehr 
als Fördermittel. Wichtiger ist, dass ein 
Unternehmen sagen kann, ich habe hier 
Spezial-Know-how in diesem Bereich. 
Dieses Know-how hat dafür gesorgt, 
dass mein Unternehmen gewachsen ist. 
Und jetzt überlege ich mir, wie ich dieses 
Know-how weiter so zum Einsatz bringe, 
dass ich mit meiner Firma im Wettbewerb 
erfolgreich bleibe. Das ist wichtiger als 
die Frage, wofür gibt es Förderung.

Die Arbeitswelt verändert sich rasant. 
Vor welchen Herausforderungen steht 
der Mittelstand aktuell und in absehbarer 
Zukunft?

Wie schaffe ich es, meine Mitarbeiter 
auf diesem Weg mitzunehmen und wie 
schaffe ich es, der demografischen 
Problematik zu begegnen. Immer 
mehr Mitarbeiter (gerade auch die 
Wissensträger) gehen in den Ruhe-
stand und immer weniger junge 
Leute kommen in die Arbeitswelt. 
Da ist die Politik jetzt gefordert. In-
zwischen wurde das Thema auch auf-
gegriffen mit der Fragestellung, wie 
man Arbeitskräfte aus dem Ausland 
anwerben kann. Wir haben zu wenig 
Deutsche, die die Arbeit erledigen. Da 
aber der Wissenstransfer viel Zeit in 
Anspruch nimmt, muss viel schneller 
gehandelt werden.

Wie bewerten Sie gegenwärtige politische 
Entwicklungen auf nationaler sowie inter-
nationaler Ebene?

Das große Problem der Politik ist die 
Glaubwürdigkeitsfrage und die Frage 
der Vision, wo wollen wir hin. Hier muss 
die Politik antworten. Und wenn sie das 
nicht schafft, wird es schlimmer wer-
den. Und dann werden Randparteien, 
die ganz komische Ideen haben, immer 
mehr unser System ausfransen. Ein Bei-
spiel: Es könnte dann die Partei der Rad-
fahrer geben, die sagt, dass alle Bundes-
straßen als Radwege umgebaut werden. 
Eine gewisse Anzahl an Deutschen wird 
dies gut finden und so bekommt die 
Partei fünf Prozent, eine andere Partei 
auch fünf Prozent und so weiter. Der 
Konsens wird immer schwieriger, weil 
immer mehr Leute versuchen, nur ihren 
sturen Kopf durchzusetzen. Aus diesem 
Grund braucht die jetzt vorhandene 
Politik Visionen und Botschaften, damit 
diese Zerfransung aufhört. Damit wir 
wieder mehr gemeinsam am Großen 
arbeiten, anstatt jeder an seinem kleinen 
Partikulärinteresse.
International ist es nicht anders. Zum 
Teil entwickeln sich Demokratien zu Dik-
taturen zurück. Weil die Leute die Bot-
schaften des Diktators leichter verstehen 
können als die Botschaften der Demo-
kratie. Trotzdem ist natürlich die Demo-
kratie das bessere System.

Vielen Dank für das Gespräch.

Redaktion Wifo,  

diehr@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  
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Bitkom zur europäischen Daten- und KI-Strategie

Europa braucht eine in sich konsistente, 
hoch ambitionierte Daten- und KI-Strategie

Die EU-Kommission hat am 19.02.2020 eine europäische Daten-
strategie und eine Strategie zur Künstlichen Intelligenz ver-
öffentlicht. Dazu erklärt Bitkom-Präsident Achim Berg:
„Europa braucht eine in sich konsistente, hoch ambitionier-
te Daten- und KI-Strategie. Sie bildet die Basis der künfti-
gen Leistungsfähigkeit von Wirtschaft und Verwaltung, von 
Gesundheits- und Bildungswesen. Die heute in Brüssel vor-
gestellte europäische Daten- und KI-Strategie formuliert 
die richtigen Ziele, es fehlen aber die notwendigen Maß-
nahmen. Es genügt nicht zu sagen, was man erreichen will, 
man muss auch sagen, wie man es erreichen will. Mit ein 
paar Forschungszentren hier und einigen Fördermillionen da 
ist es nicht getan.
Die bisherigen Widersprüche zwischen einer nach vorne ge-
richteten KI- und einer rückwärtsgerichteten Datenpolitik 
hat die Europäische Kommission heute fortgeschrieben und 
nicht aufgelöst. Es wurde die Chance verpasst, klarzumachen, 
wie eine neue Balance zwischen einer verantwortungsvollen 
Nutzung von Daten und dem Schutz von Privatsphäre aus-
sehen kann.
Europa steht am Scheideweg. Wir können mutig sein, unse-
re Datenschätze verantwortungsvoll nutzen und Künstliche 
Intelligenz zu einer europäischen Schlüsseltechnologie ma-
chen – oder wir steigen auf die Bremse, mauern uns ein und 
entkoppeln uns von den globalen Entwicklungen.
Die EU-Kommission beschreitet einen richtigen Weg, indem 
sie die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Potenziale von 
KI in den Mittelpunkt rückt, Daten und KI zusammen denkt 
und eine bessere Datennutzung ermöglichen will. Die vor-
geschlagenen Data Spaces sind dabei ein möglicher Beitrag. 
Für die vorgeschlagenen Forschungs-  und Experimentier-
räume sowie für den Ausbau von Know-how in Behörden 
und Unternehmen braucht es zusätzlich ein ehrgeiziges Pro-
gramm, das den frühen Bildungsbereich genauso in den Blick 
nimmt wie den Ausbau von Digital-Literacy-Aktivitäten.
Im Bereich der KI-Regulierung sollte die EU nur einzel-
ne Anwendungsszenarien in den Blick nehmen, nicht die 
Technologie als solche. Wer von vornherein den Einsatz 
von Algorithmen verbieten will, die nicht nach sogenannten 
europäischen Regeln und Werten entwickelt oder mit auf 
diese Weise erhobenen Daten trainiert wurden, begibt 
sich auf einen protektionistischen Holzweg. Das gleiche 
gilt für internationale Datenströme. Der globale Datenaus-
tausch ist ein Grundpfeiler der Digitalisierung und jeder 
Lokalisierungszwang hätte negative Folgen für Wirtschaft 
und Gesellschaft.
Bereits heute wird der Einsatz von KI durch geltende Geset-
ze und Regelungen wie zum Beispiel die Datenschutz-Grund-

verordnung oder Antidiskriminierungsregeln begrenzt. Des-
halb brauchen wir digitale Kompetenz in den zuständigen 
Behörden und um KI ergänzte Qualitätsstandards wie zum 
Beispiel in der Medizingerätezulassung und keine neue KI-
Behörde. KI-Systeme sind nicht perfekt, sie liefern aber den-
noch häufig bessere Ergebnisse als der Mensch. Es besteht 
die Gefahr, dass die von der EU geplante Regulierung von 
sogenannten „Hochrisiko-Anwendungen“ bei KI über das 
Ziel hinausschießt, wenn nicht sehr klare Kriterien definiert 
werden, welcher eng begrenzte Bereich von Anwendungen 
unter eine solche Kontrolle fallen soll. Ansonsten besteht 
die Gefahr, dass durch Rechtsunsicherheit digitale Innova-
tionen in Europa ausgebremst werden.“

Andreas Streim,

a.streim@bitkom.org,

www.bitkom.org  
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Im Forschungsprojekt AgiloBat arbeiten KIT und Partner  
an der Zukunft der Batteriefertigung in Deutschland

Batteriezellen flexibel 
produzieren

Starre Fertigungsprozesse und Produkt-
linien prägen bislang die Batterie-
fertigung für unterschiedliche An-
wendungen von der E- Mobilität bis 
zum Power-Tool. Diese – im Hinblick auf 
Format, Material und Stückzahlen – zu 
flexibilisieren, ist Ziel des Forschungs-
projekts AgiloBat. Darin entwickeln For-
scherinnen und Forscher des Karlsruher 
Instituts für Technologie (KIT) gemein- 
sam mit Partnern ein entsprechend agi-
les Produktionssystem. Das Ministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Baden-Württemberg (MWK) fördert das 
Projekt mit bis zu 4,5 Millionen Euro. Für 
die nächste Stufe des Projektes ist eine 
Finanzierung mit bis zu 14 Millionen Euro 
durch das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) avisiert.

Die Produktion von leistungsstarken 
und mobilen Batteriezellen bildet heute 
das Rückgrat ganzer Wirtschaftszweige. 
Doch Batterien werden heutzutage  
hauptsächlich  in  Asien und Nordamerika 
gefertigt:
„Gerade bei der Elektromobilität ste-
hen wir im Automobilland Deutschland 
vor der Frage, wie wir bei der Batterie-
fertigung als Produktionsstandort 
gegenüber der internationalen Konkur-

renz aufholen können“, sagt der Präsi-
dent des KIT, Professor Holger Hanselka. 
„Im Forschungsprojekt AgiloBat arbeiten 
wir hier am KIT gemeinsam mit unseren 
Partnern aus der Wissenschaft an einer 
starken Antwort: Einen technologischen 
Vorsprung erreichen wir mit innovativen 
Produktionssystemen, die aufgrund ihrer 
Flexibilität und Technologieoffenheit 
sowohl auf die Anforderungen der Indus-
trie als auch auf neue Erkenntnisse  der  
Grundlagenforschung  schnell reagieren 
können.

 
Damit stellen wir die Weichen für eine 
größere Wertschöpfung in Deutschland 
und speziell in Baden-Württemberg.“

„Baden-Württemberg macht sich für 
Batterieproduktion in Europa stark. 
Unser Forschungsstandort setzt dafür 
bereits heute weltweit anerkannte Im-
pulse in der Batterieforschung“, sagte 
Baden-Württembergs Wissenschafts-
ministerin Theresia Bauer. „Das be-
stehende Netzwerk aus Wissenschaft 
und Unternehmen ist die Grundlage, 
um das enorme Wissen auch rasch in 
Wertschöpfung zu übersetzen. Dafür be-
nötigen wir Pionierprojekte wie AgiloBat, 
die das Netzwerk bereichern und sein 

Wachstum fördern. Dies verfolgen wir 
gemeinsam mit dem BMBF im Rahmen 
des Dachkonzeptes Forschungsfabrik 
Batterie.“

Vom Produkt zum Batteriesystem
Aktuelle Produktionssysteme für 
Batteriezellen sind nicht in der Lage, 
verschiedene Formate, unterschiedliche 
Materialien oder gar in variablen Stück-
zahlen zu fertigen. Sie produzieren stan-
dardisierte Zellen, welche zwar eine hohe 
Qualität aufweisen, aber nicht spezifisch 
auf Kundenwünsche angepasst sind. Pro-
fessor Jürgen Fleischer, der Projektleiter 
und Leiter des Instituts für Produktions-
technik (wbk) am KIT, sagt: „Wir wollen 
weg von der starren Transferstraße hin 
zu agilen und flexiblen Produktions-
systemen. Da der Produktlebenszyklus 
für einzelne Produkte heute immer kür-
zer und die Anforderungen immer viel-
fältiger werden, müssen die Produktions-
systeme für Batterien an diese neuen 
Bedingungen angepasst werden. Im 
Forschungsprojekt AgiloBat werden wir 
agile und modulare Systeme unter dem 
Aspekt der integrierten Produktent-
stehung durch eine parallele Produkt- 
und Produktionsanlagenentwicklung 
erforschen und entwickeln. Gemeinsam 
mit unseren Partnern werden wir dabei 
ein System zur Produktion von Batterie-
zellen für flexible Formate und Material-
systeme aufbauen.“

Die Vorgehensweise in diesem Projekt 
unterscheidet sich also grundlegend von 
der etablierten Batteriefertigung und 
-auslegung. Der Fokus liegt auf einer 
gesamtheitlich optimierten Zelle – hin-
sichtlich Ressourcen, Kosten und Leis-
tung. Die Grundidee ist, ein Batterie-
system immer optimal auf die jeweilige 
Anwendung und den verfügbaren Platz 
anzupassen. So gibt es an eine Batterie 
für ein E-Fahrzeug beispielsweise völlig 

Wirtschaft

Im Forschungsprojekt AgiloBat entsteht ein Produktionssystem für die Batteriezelle der Zukunft: dyna-
misch und flexibel anpassbar auf verschiedene Formen. (Grafik: wbk, KIT)
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vestitionsrisiko, da im Bedarfsfall weitere 
Produktionsmodule stufenweise instal-
liert werden können. Auf diese Weise legt 
AgiloBat die Basis für Unternehmen, die 
künftig Batteriezellen zu konkurrenz-
fähigen Kosten in Baden-Württemberg 
produzieren wollen.

Weitere Informationen zu AgiloBat
Im Forschungsprojekt AgiloBat arbei-
ten Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler aus acht Instituten des KIT 
gemeinsam mit Partnern am Zentrum 
für Sonnenenergie- und Wasserstoff-
Forschung Baden-Württemberg (ZSW) 
sowie dem Fraunhofer-Institut für Che-
mische Technologie (ICT) an dem neuen 
Produktionssystem. Dazu müssen Ma-
schinen und Anlagen zur agilen, flexib-
len und hocheffizienten Produktion ent-
wickelt und aufgebaut werden. AgiloBat 
ist ein Baustein des Innovationscampus 
„Mobilität der Zukunft“ und ist in den 
„Strategiedialog Automobilwirtschaft“ 
eingebettet. Finanziert wird das auf vier 
Jahre ausgelegte Vorhaben durch eine 
Förderung von bis zu 4,5 Millionen Euro 
durch das Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst Baden-Württem-
berg (MWK) und mindestens eine Million 
Euro Industriebeteiligung. Das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) hat eine Finanzierungsabsicht 
mit bis zu 14 Millionen Euro beziffert.

Als „Die Forschungsuniversität in der 
Helmholtz-Gemeinschaft“ schafft und 
vermittelt das KIT Wissen für Gesell-
schaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den glo-
balen Herausforderungen maßgebliche 
Beiträge in den Feldern Energie, Mobili-
tät und Information zu leisten. Dazu 
arbeiten rund 9 300 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter auf einer breiten dis-

ziplinären Basis in Natur-, Ingenieur-, 
Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozial-
wissenschaften zusammen. Seine 24.400 
Studierenden bereitet das KIT durch ein 
forschungsorientiertes universitäres Stu-
dium auf verantwortungsvolle Aufgaben 
in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissen-
schaft vor. Die Innovationstätigkeit am 
KIT schlägt die Brücke zwischen Erkennt-
nis und Anwendung zum gesellschaft-
lichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohl-
stand und Erhalt unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen. Das KIT ist eine der 
deutschen Exzellenzuniversitäten.

Informationen zum Innovationscampus: 
https://www.kit.edu/kit/pi_2020_001_
mit-produktionstechnik-zur-nachhalti-
gen-mobilitat.php

Informationen zum Strategiedialog 
Automobilwirtschaft: https://stm.ba-
den-wuer ttemberg.de/de/themen/
strategiedialog-automobilwirtschaft/

Details zum KIT-Zentrum Energie: http://
www.energie.kit.edu

Monika Landgraf,

presse@kit.edu, 

www.kit.edu 
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andere Anforderungen als an eine Bat-
terie in einem Power-Tool. Bei dem zu-
künftigen Produktionsprozess werden 
diese Bedarfe in Parameter für Batterie-
zellen übersetzt und ein passendes 
Batteriesystem aus formflexiblen und 
für unterschiedliche Anforderungen 
optimierten Zellen kombiniert. Auch 
Energiedichte oder Schnellladefähigkeit 
werden so variabel anpassbar. Eine intel-
ligente Vernetzung und ein modularer 
Aufbau der Produktion machen kleinere 
Stückzahlen mit maßgefertigten Zellen 
für mittelständische Betriebe genauso 
möglich wie eine wirtschaftliche Ferti-
gung in Großserien. Konzipiert wird eine 
Pilotanlage für die etablierte Lithium-
Ionen-Technologie, neue Material-
konzepte können aber schnell in das 
adaptive Produktionssystem integriert 
werden. Diese unterschiedlichsten An-
forderungen wirken sich maßgeblich 
auf die gesamte Produktionskette und 
die einzelnen Produktionsschritte aus. 
„Das vorhandene Prozessverständnis 
der einzelnen Teilschritte muss dahin-
gehend erweitert werden, dass ver-
schiedene Zelldesigns möglich und die 
einzelnen Bearbeitungsschritte flexi-
bel sind“, betont Fleischer. „Zudem gilt 
es, die einzelnen Prozessschritte zu 
einem Gesamtprozess zu verketten, um 
schlussendlich eine prototypische Fer-
tigung in einer Pilotanlage erfolgreich 
umzusetzen.“

Um dieser komplexen Aufgabe gerecht 
zu werden, nutzen die Forscherinnen und 
Forscher modulare Roboterzellen mit 
universell einsetzbaren Prozessmodulen, 
einheitlichen Schnittstellen und einem 
vorgeplanten Skalierungskonzept. Durch 
das modular erweiterbare Produktions-
system senken sie zudem das In-

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

ALTEC GmbH	  

www.altec.de

Artur Farr GmbH & Co KG	  

www.farr-feinmechanik.de

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk  

GmbH & Co. KG	  

www.artur-uhl.de

Derichsweiler Umzüge Lagerung Service 

GmbH & Co. KG	

www.derichsweiler.com

Diener & Rapp Eloxalbetrieb GmbH&Co.KG

www.dienerrapp.de

Europa Park GmbH & Co. Mack KG	  

www.europapark.de

Fischer Baulogistik + Spedition  

GmbH & Co. KG	

www.fischer-spedition.de

Gaplatec GmbH	  

www.gaplatec.de

Gebr. Zimmermann GmbH	  

www.felswerk.de

GL GmbH Metall- und Werkstattechnik 

www.gl-gmbh.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH	  

www.gmt-gmbh.de

Grötz GmbH & Co. KG	  

www.groetz.de

Grünemay & Abt KG 	  

www.gruenemay-abt.de

GUK-Falzmaschinen, Griesser & Kunz-

mann GmbH & Co. KG	

www.guk-falzmaschinen.de

Herbert Kaut GmbH&Co.KG	  

www.kaut.info

Hermann Hauff GmbH & Co. KG	  

www.hauff.de

Honold & Kirchner GmbH	  

www.honold-kirchner.de

Infinex Group	  

www.infinex-group.de

Kärcher Center Milkau GmbH	  

www.kaerchercenter-milkau.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG	  

www.uhl-beton.de

Kiefer GmbH Luft- und Klimatechnik	  

www.kieferklima.de

Kölle GmbH	  

www.koelle-gmbh.de

Kunststoff Christel GmbH & Co. KG	  

www.kunststoff-christel.de

Lothar Bix GmbH	  

www.bix-lackierungen.de

Martin Fink KG	  

www.fink-plexiglas.de

Mohr Solutions Ingenieure GmbH & Co. KG

www.mohrsolutions.de

Moräne Kies Gesellschaft mbh + Co KG	 

www.omk-moraene.de

MRS Electronic GmbH	  

www.mrs-electronic.de

R.I.E.MPP Industrieservice Elektrotech-

nik GmbH	

www.riempp.de

Rathberger GmbH	  

www.rathberger-blech.de

Sax + Klee GmbH	  

www.sax-klee.de

Schwarzwälder Edelputzwerk GmbH 

(schwepa)	  

www.schwepa.com

SchwörerHaus KG	  

www.schwoererhaus.de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG	  

www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

Ueberschär GmbH & Co. KG	  

www.bueromoebel.de

Valet und Ott GmbH & Co. KG	  

www.valetott.de

VÖLKLE Bürostühle GmbH	  

www.rovo.de

Walter Söhner GmbH & Co. KG	  

www.soehnergroup.com

Walter Zepf Schmierungstechnik	  

www.walter-zepf.de

Wiha Werkzeuge GmbH 	  

www.wiha.com

Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach www.mit-bc.de

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald 

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen 

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall 

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsunion.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsunion Baden-Württemberg, ihren Gliederungen für die 

Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. Eine sonstige 
Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen Versammlun-
gen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem Postweg gleich.  
Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos

MITTELSTANDS- UND
WIRTSCHAFTSUNION
BADEN-WÜRTTEMBERG
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MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de


